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LANDESGESETZBLATT

FUR WIEN

Jahrgang 2026 Ausgegeben am 14. Juli 2026

25. Gesetz: Bauordnung fiir Wien, Wiener Heizungs- und Klimaanlagengesetz 2015,
Wiener Garagengesetz 2008; Anderungen (Wiener EU-Gebéuderichtlinie-
Umsetzungsgesetz 2026 — W-EGUG 2026) [CELEX-Nr.: 320241.1275]

Gesetz, mit dem die Bauordnung fiir Wien, das Wiener Heizungs- und
Klimaanlagengesetz 2015 und das Wiener Garagengesetz 2008 geindert werden
(Wiener EU-Gebiuderichtlinie-Umsetzungsgesetz 2026 — W-EGUG 2026)

Der Wiener Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die Bauordnung fiir Wien, LGBI. fiir Wien Nr. 11/1930, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI.
fiir Wien Nr. 3/2026, wird wie folgt gedndert:

1. Art. Vb lautet:

,,Die Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebduden oder Gebédudeeinheiten
sind spitestens fiinf Jahre nach dem In-Kraft-Treten der Anderungen der Bauordnung durch das Wiener
EU-Gebéuderichtlinie-Umsetzungsgesetz 2026 — W-EGUG 2026 und sodann im Abstand von hdchstens
fiinf Jahren zu iiberpriifen und erforderlichenfalls zu aktualisieren, um dem technischen Fortschritt in der
Bauwirtschaft, den Ergebnissen der Berechnung der kostenoptimalen Niveaus gemil Artikel 6 der
Richtlinie (EU) 2024/1275 sowie den aktualisierten nationalen Energie- und Klimazielen und -strategien
Rechnung zu tragen.*

2. In § 2b Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge ,,als hocheffizientes alternatives System (§ 118 Abs. 3)*
durch die Wortfolge ,,gemiBl § 118b Abs.2 Z3 oder § 118c Abs.2 Z3*“ und die Wortfolge ,und
zumindest ein weiteres hocheffizientes alternatives System* durch die Wortfolge ,jund zumindest eine
weitere der in § 118b Abs. 2 oder § 118c Abs. 2 genannten Energieformen® ersetzt. Im letzten Satz wird
die Wortfolge ,nur die in § 118 Abs. 3 genannten hocheffizienten alternativen Systeme* durch die
Wortfolge ,nur die in § 118b Abs. 2 genannten Energieformen® ersetzt.

3. In § 62 Abs. 2 drittletzter Satz wird der Verweis ,,(§ 118 Abs. 5) durch den Verweis ,,(§ 118f) und die
Wortfolge ,,ein Nachweis iiber die Beriicksichtigung hocheffizienter alternativer Systeme (§ 118 Abs. 3
und 3a)* durch die Wortfolge ,,ein Nachweis iiber die Beriicksichtigung von Energieformen nach § 118c
Abs. 2 und 3* ersetzt.

4. In § 62a Abs. 8 erster Satz wird der Verweis ,,(§ 118 Abs. 5) durch den Verweis ,(§ 118f) und die
Wortfolge ,,einen Nachweis liber die Berlicksichtigung hocheffizienter alternativer Systeme (§ 118 Abs. 3
und 3a)*“ durch die Wortfolge ,einen Nachweis iiber die Beriicksichtigung von Energieformen nach
§ 118c Abs. 2 und 3% ersetzt.

5. In § 63 Abs. 1 lit. e wird jeweils die Wortfolge ,,sowie bei Anderungen und Instandsetzungen von
mindestens 25 vH der Oberfliche der Gebaudehiille® jeweils durch die Wortfolge ,,sowie bei groeren
Renovierungen (§ 118 Abs. 1 Z 16), die Wortfolge ,,den Nachweis, dass die technische, 6kologische und
wirtschaftliche Einsetzbarkeit hocheffizienter alternativer Systeme beriicksichtigt wird (§ 118 Abs. 3, 3a
und 3e)“ durch die Wortfolge ,,den Nachweis, dass die technische, funktionelle und wirtschaftliche
Einsetzbarkeit der Energieformen nach § 118b Abs.2, § 118c Abs.2 und 3 sowie § 118¢ Abs. 4
beriicksichtigt wird®, der Verweis auf ,,§ 118 Abs. 4“ durch den Verweis auf ,,§ 118a Abs. 9“ und der
Verweis ,,(§ 118 Abs. 5)* durch den Verweis ,,(§ 118)“ ersetzt.
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6. In § 63 Abs. 1 lit. n und Abs. 6 wird jeweils der Verweis auf ,,§ 118 Abs. 3b* durch den Verweis auf
»$ 118e Abs. 3“ ersetzt.

7. In § 79 Abs. 6 Z 13 wird die Wortfolge ,.fiir hocheffiziente alternative Systeme (§ 118 Abs. 3)* durch
die Wortfolge ,fiir Energieformen nach § 118b Abs.2 oder § 118c Abs. 2 und in § 79 Abs. 8 die
Wortfolge ,sowie bei Anderungen und Instandsetzungen von mindestens 25 vH der Oberfliche der
Gebéudehiille” durch die Wortfolge ,,sowie bei groleren Renovierungen (§ 118 Abs. 1 Z 16)* ersetzt.

8. In § 81 Abs. 6a wird die Wortfolge ,,von hocheffizienten alternativen Systemen® durch die Wortfolge
,»fir Energieformen nach § 118b Abs. 2 oder § 118c Abs. 2 ersetzt.

9. Die Uberschrift zu § 82a lautet:

»Nebengebiude fiir die Unterbringung der technischen Infrastruktur von Energieformen nach
§ 118b Abs. 2 oder § 118c Abs. 2

10. In § 82a erster Satz wird die Wortfolge ,von hocheffizienten alternativen Systemen* durch die
Wortfolge ,.fiir Energieformen nach § 118b Abs. 2 oder § 118c Abs. 2 ersetzt.

11. Der 7. Abschnitt lautet:

,,»7. Abschnitt
Energieeinsparung und Wirmeschutz

Begriffsbestimmungen

§ 118. Im Anwendungsbereich des 7. Abschnitts gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:

1. ,,Nullemissionsgebdude® ein Gebadude mit einer sehr hohen, nach Anhang I der Richtlinie (EU)
2024/1275 bestimmten, Gesamtenergieeffizienz, das keine Energie oder eine sehr geringe
Energiemenge bendtigt, keine CO»-Emissionen aus fossilen Brennstoffen am Standort verursacht
und keine oder eine sehr geringe Menge an betriebsbedingten Treibhausgasemissionen
verursacht;

2. ,Niedrigstenergiegebdude® ein Gebidude mit einer sehr hohen, nach Anhang I der Richtlinie (EU)
2024/1275 bestimmten, Gesamtenergieeffizienz, die nicht schlechter ist als das gemal Artikel 6
Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2024/1275 gemeldete kostenoptimale Niveau, und bei dem der fast
bei Null liegende oder sehr geringe Energiebedarf zu einem ganz wesentlichen Teil durch
Energie aus erncuerbaren Quellen — einschlieflich Energie aus erncuerbaren Quellen, die am
Standort erzeugt wird oder Energie aus erneuerbaren Quellen, die in der Néhe erzeugt wird —
gedeckt wird,

3. ,Mindestvorgaben fiir die Gesamtenergieeffizienz“ Vorschriften, nach denen bestehende
Gebdude im Rahmen eines grofleren Renovierungsplans fiir einen Gebédudebestand oder bei
einem Auslosepunkt auf dem Markt, wie etwa Verkauf, Vermietung, Schenkung oder
Nutzungsdnderung, innerhalb eines Zeitraums oder zu einem bestimmten Zeitpunkt eine
Anforderung an die Gesamtenergieeffizienz erfiilllen miissen, wodurch die Renovierung
bestehender Gebédude ausgeldst wird,

4. ,0ffentliche Einrichtungen* nationale, regionale oder lokale Beh6rden und Stellen, die direkt von
diesen Behorden finanziert und verwaltet werden, jedoch nicht gewerblicher oder kommerzieller
Art sind;

5. ,,gebdudetechnische Systeme* die technische Ausriistung eines Gebdudes oder Gebdudeteils fiir
Raumheizung, Raumkiihlung, Liiftung, Warmwasserbereitung flir den hduslichen Gebrauch,
eingebaute Beleuchtung, Gebidudeautomatisierung und -steuerung, Erzeugung von erneuerbarer
Energie und Speicherung von Energie am Gebéudestandort oder fiir eine Kombination derselben,
einschlieBlich Systemen, die Energie aus erneuerbaren Quellen nutzen;

6. ,,System fiir die Gebdudeautomatisierung und -steuerung™ ein System, das sdmtliche Produkte,
Software und Engineering-Leistungen umfasst, mit denen ein energieeffizienter, wirtschaftlicher
und sicherer Betrieb gebdudetechnischer Systeme durch automatische Steuerungen sowie durch
die Erleichterung des manuellen Managements dieser gebdudetechnischen Systeme unterstiitzt
werden kann;

7. .erfasst“ die Messung mit einem geeigneten Gerit, etwa einem Verbrauchszdhler, einem
Leistungsmesser, einem Leistungsmess- und -liberwachungsgerit oder einem Stromzéhler;
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. ,Faktor der nicht erneuerbaren Primédrenergie” einen Indikator, der berechnet wird, in dem die

Primérenergie aus nicht erneuerbaren Quellen fiir einen bestimmten Energietréger, einschlieSlich
der bezogenen Energie und der berechneten Energieverluste durch die Lieferung an die
Verbrauchsstellen, durch die bezogene Energie geteilt wird;

. ,Faktor der erneuerbaren Primérenergie einen Indikator, der berechnet wird, indem die

Primérenergie aus erneuerbaren Quellen aus einer am Standort, in der Nihe oder weiter entfernt
befindlichen Energiequelle, die iiber einen bestimmten Energietriger geliefert wird,
einschlieBlich der bezogenen Energie und der berechneten Energieverluste durch die Lieferung
an die Verbrauchsstellen, durch die bezogene Energie geteilt wird;

,Gesamtprimirenergiefaktor® die Summe der Faktoren der erncuerbaren und der nicht
erneuerbaren Primérenergie fiir einen bestimmten Energietréger;

,,Gebdudehiille” die integrierten Komponenten eines Gebaudes, die dessen Innenbereich von der
Auflenumgebung trennen;

,,Gebdudeteil” oder ,,Gebaudeeinheit” einen Gebdudeabschnitt, eine Etage, eine Wohnung oder
eine Nutzungseinheit innerhalb eines Gebdudes, der bzw. die fiir eine gesonderte Nutzung
ausgelegt ist oder hierfiir umgebaut wurde;

,,Gebdudekomponente” ein gebdudetechnisches System oder eine Komponente der
Gebidudehiille;

,umfassende Renovierung® eine Renovierung im Einklang mit dem Grundsatz ,,Energieeffizienz
an erster Stelle” und mit Schwerpunkt auf den wesentlichen Gebdudekomponenten, durch die ein
Gebaude oder ein Gebdudeteil vor dem 1. Janner 2030 zu einem Niedrigstenergiegebdude und ab
dem 1. Janner 2030 zu einem Nullemissionsgebdude umgebaut wird;

,umfassende Renovierung in mehreren Stufen* eine umfassende Renovierung, die in einer
Hochstzahl von Schritten gemél einem Renovierungspass durchgefiihrt wird;

,.groBere Renovierung® die Renovierung (Anderung oder Instandsetzung) eines Gebiudes, bei
der mehr als 25 % der Oberfléche der Gebéudehiille einer Renovierung unterzogen werden;

,,Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen™ iiber den gesamten Lebenszyklus eines Gebédudes
auftretende Treibhausgasemissionen, u.a. bei der Herstellung und der Beforderung von
Bauprodukten, den Tétigkeiten auf der Baustelle, dem Energieverbrauch im Gebidude, der
Ersetzung von Bauprodukten sowie dem Abbruch, der Beforderung und Bewirtschaftung von
Abfallmaterialien und ihrer Wiederverwendung, ihrem Recycling und ihrer endgiiltigen
Entsorgung;
,divergierende Anreize* divergierende Anreize im Sinne des Artikels 2 Nummer 54 der
Richtlinie (EU) 2023/1791;
,Energiearmut® Energiearmut im Sinne des Artikels 2 Nummer 52 der Richtlinie (EU)
2023/1791;
,,schutzbediirftige Haushalte® Haushalte, die von Energiearmut betroffen sind, oder Haushalte,
einschlieflich Haushalte mit niedrigem mittlerem Einkommen, die hohen Energiekosten
besonders ausgesetzt sind und nicht iiber die Mittel verfligen, um das von ihnen bewohnte
Gebédude zu renovieren;
,Europdische Norm“ eine Norm, die vom FEuropidischen Komitee fiir Normung, dem
Europdischen Komitee fiir elektrotechnische Normung oder dem Europdischen Institut fiir
Telekommunikationsnormen verabschiedet und zur o6ffentlichen Verwendung bereitgestellt
wurde;
Ausweis iiber die Gesamtenergieeffizienz oder ,Energicausweis“ einen von einem
Mitgliedstaat oder einer von ihm benannten juristischen Person anerkannten Ausweis, der die
Gesamtenergieeffizienz eines Gebdudes oder von Gebaudeeinheiten, berechnet nach einer gemal
Artikel 4 der Richtlinie (EU) 2024/1275 festgelegten Methode, angibt;
.Kraft-Wirme-Kopplung* die gleichzeitige Erzeugung thermischer Energie und elektrischer oder
mechanischer Energie in einem Prozess;
,.kostenoptimales Niveau“ das Gesamtenergieeffizienzniveau, das wéhrend der geschitzten
wirtschaftlichen Lebensdauer mit den niedrigsten Kosten verbunden ist, wobei
a) die niedrigsten Kosten ermittelt werden unter Beriicksichtigung
i. der Kategorie und Nutzung des betreffenden Gebaudes,
ii. der auf offiziellen Prognosen beruhenden energiebezogenen Investitionskosten,
iii. der Instandhaltungs- und Betriebskosten, einschlielich der Energickosten unter
Beriicksichtigung der Kosten fiir Treibhausgasemissionszertifikate,
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iv. der externen Effekte der Energienutzung in den Bereichen Umwelt und Gesundheit,

v. gegebenenfalls der Einnahmen aus der Energieerzeugung am Standort,

vi. gegebenenfalls der Abfallbewirtschaftungskosten, und

b) die geschitzte wirtschaftliche Lebensdauer bestimmt wird und sich auf die geschitzte

wirtschaftliche Restlebensdauer eines Gebaudes bezieht, wenn
Gesamtenergieeffizienzanforderungen fiir das Gebaude insgesamt festgelegt werden, oder auf
die geschitzte  wirtschaftliche Lebensdauer einer Gebdudekomponente, wenn
Gesamtenergieeffizienzanforderungen fiir Gebdudekomponenten festgelegt werden.

Das kostenoptimale Niveau liegt in dem Bereich der Gesamtenergieeffizienzniveaus, in denen
die tber die geschidtzte wirtschaftliche Lebensdauer berechnete Kosten-Nutzen-Analyse positiv
ausfallt;

,,uberdachter Parkplatz“ eine Konstruktion mit Dach mit mindestens drei Pkw-Stellplitzen, deren
Raumklima nicht unter Einsatz von Energie konditioniert wird;

.Klimaanlage® eine Kombination der Bauteile, die fiir eine Form der Raumluftbehandlung
erforderlich sind, durch die die Temperatur geregelt wird oder gesenkt werden kann;
,.Heizungsanlage* eine Kombination der Bauteile, die fiir eine Form der Raumluftbehandlung
erforderlich sind, durch die die Temperatur erh6ht wird,

,Liiftungsanlage” das gebdudetechnische System, das auf natiirliche oder mechanische Weise
AuBenluft in einen Raum einbringt;

.Fernwiarme* oder ,,Fernkilte” die Verteilung thermischer Energie in Form von Dampf, heilem
Wasser oder kalten Fliissigkeiten von einer zentralen oder dezentralen Erzeugungsquelle durch
ein Netz an mehrere Gebdude oder Anlagen zur Nutzung von Raum- oder Prozesswiarme oder
-kilte;

,Nutzfliche* die Fldche des Bodens eines Gebdudes, die als Parameter zur Quantifizierung
spezifischer Nutzungsbedingungen, ausgedriickt je Flicheneinheit, und fiir die Anwendung der
Vereinfachungen und der Regeln fiir die Unterteilung in Zonen und die Zuweisung oder Neu-
Zuweisung erforderlich ist;

,Bezugsfliche” die als Bezugsgrofe fiir die Bewertung der Gesamtenergieeffizienz eines
Gebidudes verwendete Fliche, berechnet als die Summe der Nutzflichen der Rdume innerhalb der
fiir die Bewertung der Gesamtenergieeffizienz festgelegten Gebéudehiille;

,Bewertungsgrenze“ die Grenze, an der die bezogene Energiec und die eingespeiste Energie
gemessen oder berechnet werden;

»,am Standort” in oder auf einem bestimmten Gebaude, oder auf dem Grundstiick, auf dem sich
dieses Gebaude befindet;

,Energie aus erneuerbaren Quellen, die in der Néhe erzeugt wird“ Energie aus erneuerbaren
Quellen, die innerhalb eines bestimmten Umkreises auf lokaler oder regionaler Ebene um ein
bestimmtes Gebaude herum erzeugt wird und alle folgenden Bedingungen erfiillt:

a) sie kann nur innerhalb dieses Umkreises auf lokaler oder regionaler Ebene mittels eines
speziellen Verteilernetzes verteilt und genutzt werden;

b) es ist moglich, fiir sie einen spezifischen Primédrenergiefaktor zu berechnen, der nur fiir die
Energie aus erneuerbaren Quellen gilt, die innerhalb dieses Umkreises auf lokaler oder
regionaler Ebene erzeugt wird, und

c) sie kann am Standort mittels eines speziellen Anschlusses an die Energieerzeugungsquelle
genutzt werden, wobei dieser spezielle Anschluss spezifische Ausriistung fiir die sichere
Versorgung mit und die Erfassung der Energie fiir die Eigennutzung durch das Gebédude
erfordert;

,Energiebedarf“ die Energie, die an einen konditionierten Raum abgegeben oder diesem

entzogen werden soll, um die vorgesehenen Raumbedingungen wéhrend eines bestimmten

Zeitraums  aufrechtzuerhalten, wobei Ineffizienzen des gebdudetechnischen Systems

unberticksichtigt bleiben;

,selbstgenutzt die Nutzung der Energie, die am Standort erzeugt wird oder von Energie aus

erneuerbaren Quellen, die in der Nahe erzeugt wird, durch von am Standort befindlichen

technischen Systemen fiir Dienste im Zusammenhang mit der Gesamtenergieeffizienz von

Gebéuden;

,andere Nutzungszwecke am Standort™ Nutzung am Standort fiir andere Zwecke als Dienste im

Zusammenhang mit der Gesamtenergieeffizienz von Gebéduden, einschlieBlich Gerite,

verschiedene Lasten und Hilfslasten oder Ladepunkte fiir Elektromobilitit;
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38. ,,Berechnungsintervall” das fiir die Berechnung der Gesamtenergieeffizienz verwendete einzelne
Zeitintervall;

39. ,bezogene Energie” Energie, angegeben je Energictriger, die durch die Bewertungsgrenze
hindurch an die gebdudetechnischen Systeme geliefert wird, um die beriicksichtigten
Nutzungszwecke zu erfiillen oder die eingespeiste Energie zu erzeugen;

40. ,,eingespeiste Energie” den Anteil der erneuerbaren Energie, ausgedriickt je Energietrdger und
Primérenergiefaktor, der in das Energienetz eingespeist wird, anstatt am Standort fiir die
Eigennutzung oder fiir andere Nutzungszwecke am Standort genutzt zu werden,;

41. ,,physisch an ein Gebdude angrenzender Parkplatz® ein Parkplatz, der fiir die Bewohnerinnen
oder Bewohner und Besucherinnen oder Besucher eines Gebédudes oder die Arbeitnehmerinnen
oder Arbeitnehmer in einem Gebdude vorgesehen ist und der sich auf dem Grundstiick des
Gebiudes oder in unmittelbarer Ndhe des Gebdudes befindet;

42. ,Raumklimaqualitdt® das Ergebnis einer Bewertung der Bedingungen im Inneren eines
Gebidudes, die die Gesundheit und das Wohlbefinden der Bewohnerinnen oder Bewohner
beeinflussen, auf der Grundlage von Parametern wie Temperatur, Feuchtigkeit, Luftwechselzahl
und Vorhandensein von Kontaminanten.

Festlegung der Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz

§ 118a. (1) Bauwerke und all ihre Teile miissen so geplant und ausgefiihrt sein, dass die bei der
Verwendung benétigte Energiemenge nach dem Stand der Technik begrenzt wird. Auszugehen ist von
der bestimmungsgemifBen Verwendung des Bauwerks; die damit verbundenen Bediirfnisse (insbesondere
Heizung, Warmwasserbereitung, Kiihlung, Liiftung, Beleuchtung) sind zu beriicksichtigen.

(2) Bei der Beurteilung, ob die Energiemenge gemdfl Abs. 1 nach dem Stand der Technik begrenzt
wird, ist insbesondere Bedacht zu nehmen auf

1. die Art und den Verwendungszweck des Bauwerks,

2. geltende Anforderungen fiir die Umsetzung angemessener Standards fiir die Raumklimaqualitét
in Gebduden, um ein dem Verwendungszweck entsprechendes gesundes Raumklima zu erhalten,

3. die Vermeidung einer unzureichenden Beliiftbarkeit,
4. die Sicherstellung des sommerlichen Warmeschutzes,

5. die optimale Energienutzung durch die gebdudetechnischen Systeme unter Beriicksichtigung der
fiir diese geltenden Anforderungen, und

6. die VerhiltnismaBigkeit von Aufwand und Nutzen hinsichtlich der Energieeinsparung.

(3) Zur Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Gebauden ist eine Methode anzuwenden, die
mit dem in Anhang I der Richtlinie (EU) 2024/1275 festgelegten Rahmen im Einklang steht.

(4) Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebduden und Gebiudeeinheiten sind
nach § 122 festzulegen und haben zumindest die Erreichung kostenoptimaler Niveaus gemafl Art. 6 der
Richtlinie (EU) 2024/1275 zu gewihrleisten.

(5) Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebaudekomponenten, die Teil der
Gebédudehiille sind und sich bei deren Ersetzung oder nachtriglichem Einbau erheblich auf die
Gesamtenergieeffizienz der Gebaudehiille auswirken, sind nach § 122 festzulegen und haben zumindest
die Erreichung kostenoptimaler Niveaus gemaf Art. 6 der Richtlinie (EU) 2024/1275 zu gewéhrleisten.

(6) Die Festlegung der Mindestanforderungen kann fiir neue und bestehende Gebédude sowie fiir
verschiedene Gebédudekategorien unterschiedlich erfolgen. Die Anforderungen tragen der optimalen
Raumklimaqualitdt Rechnung, um mogliche negative Auswirkungen, wie unzureichende Beliiftbarkeit, zu
vermeiden und beriicksichtigen die ortlichen Gegebenheiten, die angegebene Nutzung sowie das Alter des
Gebiudes.

(7) Nullemissionsgebdude haben die Anforderungen gemif3 Art. 11 der Richtlinie (EU) 2024/1275
zu erfiillen.

(8) Bei der Festlegung von Anforderungen an gebdudetechnische Systeme geméB Art. 13 Abs. 1 der
Richtlinie (EU) 2024/1275 nach § 122 sind entsprechende Auslegungsbedingungen und typische oder
durchschnittliche Betriebsbedingungen zu beriicksichtigen. Die Anforderungen haben mindestens die
aktuellsten kostenoptimalen Niveaus zu erreichen. Dabei konnen spezifische Systemanforderungen
festgelegt werden, um die effiziente Installation wund den effizienten Betrieb von
Niedertemperaturheizungsanlagen in neuen oder renovierten Gebauden zu erleichtern.
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(9) Fiir folgende Gebdude oder Gebaudeteile kdnnen, unbeschadet der Verpflichtungen nach § 118b
Abs.2 und § 118c Abs.2 und 3, reduzierte Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz
festgelegt werden oder es kann von deren Festlegung iiberhaupt abgesehen werden:

1. Gebiude, die fiir Gottesdienste und religidse Zwecke genutzt werden;

2. Provisorische Gebdude mit einer Nutzungsdauer bis einschlielich zwei Jahre, Industricanlagen,
Werkstétten und landwirtschaftliche Nutzgebdude mit niedrigem Energiebedarf sowie
landwirtschaftliche Nutzgebdude, die in einem Sektor genutzt werden, auf den ein nationales
sektorspezifisches Abkommen iiber die Gesamtenergieeffizienz Anwendung findet, sowie
Gebaude die nur frostfrei gehalten werden oder Gebaude fiir Betriebsanlagen, bei denen jeweils
der iiberwiegende Anteil der Energie fiir die Raumheizung und Raumkiihlung durch Abwérme
abgedeckt wird, die unmittelbar in diesen Betriebsanlagen entsteht;

3. Wohngebéude, die weniger als vier Monate jéhrlich genutzt werden oder werden sollen, oder
Wohngebéude, die fiir eine begrenzte jahrliche Dauer genutzt werden oder werden sollen und
deren zu erwartender Energieverbrauch weniger als 25% des zu erwartenden Energieverbrauchs
bei ganzjdhriger Nutzung betrégt; dies kann fiir Wohngebéude als erfiillt festgelegt werden, die
zwischen 1. November und 31. Mérz an nicht mehr als 31 Tagen genutzt werden.

(10) Fiir folgende Gebédude oder Gebaudeteile konnen, unbeschadet der Verpflichtungen nach § 118b
Abs. 2 bis4 und § 118c Abs. 2 bis 6, reduzierte Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz
festgelegt werden oder es kann von deren Festlegung iiberhaupt abgesehen werden:

1. offiziell geschiitzte Gebdude, das sind Gebdude oder Gebdudeteile, die als Teil eines
ausgewiesenen Umfelds oder aufgrund ihres besonderen architektonischen oder historischen
Wertes offiziell geschiitzt sind; als solche gelten jedenfalls Gebdude und Gebéudeteile, die
gemill den Bestimmungen des Bundesgesetzes betreffend den Schutz von Denkmalen wegen
ihrer  geschichtlichen, kiinstlerischen oder sonstigen  kulturellen =~ Bedeutung
(Denkmalschutzgesetz — DMSG), BGBI. Nr. 533/1923 oder nach der Bauordnung fiir Wien
geschiitzt sind;

2. freistehende Gebiude und Zubauten mit einer konditionierten Netto-Grundfliche von weniger als
50 m? und Kleingartenh&user;

3. sonstige konditionierte Gebaude, die weder als Wohngebdude noch als Nicht-Wohngebadude zu
qualifizieren sind.

Allgemeine Anforderungen an neue Gebiude

§118b. (1) Alle neuen Gebdude miissen mindestens Niedrigstenergiegebdude sein und die
festgelegten Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz erfiillen. Ab dem 1. Janner 2028
miissen neue Gebdude, die sich im Eigentum von o6ffentlichen Einrichtungen befinden, und ab dem
1. Janner 2030 alle neuen Gebdude Nullemissionsgebdude sein. Beabsichtigen dem Land oder der
Gemeinde Wien zuzuordnende 6ffentliche Einrichtungen, ein neu errichtetes Gebdude zu nutzen, das sich
nicht in ihrem Eigentum befindet, haben sie anzustreben, dass es sich bei diesem Gebdude um ein
Nullemissionsgebdude handelt.

(2) Bei neuen Gebauden muss der gesamte jéhrliche Energiebedarf gedeckt werden durch:

1. am Standort oder in dessen Néhe erzeugte Energie aus erneuerbaren Quellen, die den Kriterien
des Artikels 7 der Richtlinie (EU) 2018/2001 geniigt,

2.von einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft im Sinne des Artikels 22 der Richtlinie (EU)
2018/2001 gelieferte Energie aus erneuerbaren Quellen,

3. Energie aus einem effizienten Fernwirme- und -kéltesystem im Sinne des Artikels 26 Abs. 1 der
Richtlinie (EU) 2023/1791, oder

4. Energie aus kohlenstofffreien Quellen.

(3) Bei neuen Gebéuden ist sicherzustellen, dass die Verluste von Warmwasserleitungen so gering
wie moglich gehalten werden.

(4) Bei neuen Gebéduden sind die Aspekte der Anpassung an den Klimawandel und die CO»-
Entfernung im Zusammenhang mit der CO,-Speicherung in oder auf Gebduden zu beriicksichtigen.

(5) Ab dem 1. Jinner 2028 ist fiir alle neuen Gebdude mit einer Nutzfliche von mehr als 1000 m?
und ab dem 1. Janner 2030 fiir alle neuen Gebdude das Lebenszyklus-Treibhauspotenzial gemdl dem
Anhang III der Richtlinie (EU) 2024/1275 zu berechnen und im Energiecausweis des Gebédudes
offenzulegen.
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(6) Die Abs. 1 und 5 sind auf Gebdude nicht anzuwenden, fiir die bis zu den jeweils genannten
Zeitpunkten bereits Baugenehmigungsantrige oder entsprechende Antrdge, insbesondere solche auf
Nutzungsdnderung, gestellt wurden.

(7) Nach Ablauf von 3 Jahren ab der Erstattung der Fertigstellungsanzeige filir ein von einer
offentlichen Einrichtung geniitztes neues Gebdude hat die Eigentiimerin oder der Eigentiimer des
Gebdudes der Behorde eine Unterlage vorzulegen, die fiir die letzten 3 Jahre das Verhiltnis des im
Energieausweis fiir das Bauwerk ausgewiesenen Energiebedarfs (sofern zutreffend) fiir Raumheizung,
Raumkiihlung, Liiftung, Warmwasserbereitung fiir den héuslichen Gebrauch, eingebaute Beleuchtung
und Haushalts- bzw. Betriebsstrombedarf zum tatsachlichen Energieverbrauch pro Jahr je Energietriger
angibt. Dabei diirfen Teilsummen fiir gleiche Energietrager zusammengefasst werden.

Allgemeine Anforderungen an bestehende Gebéude

§ 118c. (1) Bei groBeren Renovierungen sind die festgelegten Mindestanforderungen an die
Gesamtenergieeffizienz von den renovierten Gebduden oder renovierten Gebdudeeinheiten zu erfiillen,
sofern dies technisch, funktionell und wirtschaftlich realisierbar ist.

(2) Bei Zubauten, bei denen ein Anschluss an das bestehende gebdudetechnische System nicht
moglich ist, bei Umbauten, bei groBeren Renovierungen sowie bei Anderungen am gebiudetechnischen
System muss, sofern dies jeweils technisch, funktionell und wirtschaftlich realisierbar ist, der gesamte
jéhrliche Energiebedarf gedeckt werden durch:

1. am Standort oder in dessen Néhe erzeugte Energie aus erneuerbaren Quellen, die den Kriterien
des Artikels 7 der Richtlinie (EU) 2018/2001 geniigt,

2.von einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft im Sinne des Artikels 22 der Richtlinie (EU)
2018/2001 gelieferte Energie aus erneuerbaren Quellen,

3. Energie aus einem effizienten Fernwirme- und -kéltesystem im Sinne des Artikels 26 Abs. 1 der
Richtlinie (EU) 2023/1791, oder

4. Energie aus kohlenstofffreien Quellen.

(3) Die technische, funktionelle und wirtschaftliche Realisierbarkeit des Einsatzes von Systemen
nach Abs. 2 ist bei Zubauten, bei denen ein Anschluss an das bestehende gebdudetechnische System nicht
moglich ist, bei Umbauten, bei groBeren Renovierungen sowie bei Anderungen am gebdudetechnischen
System durch eine nach den fiir die Berufsausiibung mafigeblichen Vorschriften berechtigte Person oder
eine akkreditierte Priifstelle zu priifen. Die Priifung kann fiir einzelne Bauwerke oder Gruppen dhnlicher
Bauwerke oder fiir Bauwerke eines gemeinsamen Bautyps in demselben Gebiet durchgefiihrt werden. Bei
Fern-/Nahwiarme und Fern-/Nahkilte kann die Priifung fiir alle Bauwerke durchgefiihrt werden, die in
demselben Gebiet an das System angeschlossen sind.

(4) Bei Zu- und Umbauten sowie bei groleren Renovierungen miissen die obersten zugénglichen
Decken von beheizten Rdumen des gesamten Gebdudes oder, sofern dies technisch, funktionell und
wirtschaftlich realisierbar ist, die unmittelbar dariiber liegenden Décher so gedimmt werden, dass den
Anforderungen fiir Neubauten an wiarmeiibertragende Bauteile entsprochen wird. Gebidude gemal3 § 118a
Abs. 9 sind von dieser Bestimmung ausgenommen. Fiir Gebdude gemifl § 118a Abs. 10 ist diese
Bestimmung nur anzuwenden, sofern dies technisch, funktionell und wirtschaftlich realisierbar ist.

(5) Bei Zu- und Umbauten sowie bei groBeren Renovierungen ist sicherzustellen, dass die Verluste
von Warmwasserleitungen so gering wie moglich gehalten werden. Bei groBeren Renovierungen gilt
diese Verpflichtung nur dann, wenn dies aus technischen oder wirtschaftlichen Griinden zweckmaBig ist.

(6) Bei groBeren Renovierungen sowie bei Einzelbauteilsanierungen und bei Anderungen am
gebdudetechnischen System ist die Errichtung von Wérmebereitstellungsanlagen fiir feste und fliissige
fossile Brennstoffe nicht zuldssig.

(7) Einzelbauteilsanierungen miissen einem Sanierungskonzept folgen oder die fiir die Erreichung
der Zielsetzung eines solchen erforderlichen Mindest-Wérmedurchgangskoeffizienten (U-Werte)
einhalten. Jede MaBnahme der Einzelbauteilsanierung oder Anderung am gebiudetechnischen System
muss die Anforderungen an grofere Renovierungen erfiillen. Maflnahmen der Einzelbauteilsanierung
oder Anderungen am gebéudetechnischen System sind von der Eigentiimerin oder vom Eigentiimer (jeder
Miteigentiimerin oder jedem Miteigentiimer) eines Bauwerks zu dokumentieren. Wenn fiir das Bauwerk
ein Bauwerksbuch angelegt ist (§ 128a), hat die Dokumentation im Bauwerksbuch zu erfolgen.

(8) Die Verpflichtung ein System gemidl Abs. 2 einzusetzen kann auf Antrag gestundet werden,
wenn die Bauwerberin oder der Bauwerber im Bauverfahren

1. die Zusage einer Fernwiarmeanbieterin oder eines Fernwérmeanbieters vorlegt, dass das in einem
Gebiet liegende Gebidude, fiir das ein Energieraumplan geméB § 2b Abs. 3a festgesetzt wurde, zu
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dem in dieser Verordnung festgelegten Zeitpunkt oder sonst das Gebdude binnen vier Jahren mit
qualitdtsgesicherter Fernwarme versorgt werden wird und

2. den Nachweis erbringt, dass bis zu diesem Zeitpunkt alle Vorbereitungen fiir die Umstellung des
Systems auf qualitdtsgesicherte Fernwérme getroffen sind.

Die Stundung kann lidngstens bis zu dem festgelegten Zeitpunkt erfolgen. Erfolgt keine Umstellung nach
Ablauf der Frist, ist gemaf3 § 129 Abs. 10 vorzugehen.

Besondere Anforderungen an bestehende Gebiude

§ 118d. (1) Fiir Nicht-Wohngebéude sind fiir die in Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2024/1275
genannten Zeitpunkte die nach den Vorgaben dieser Bestimmung vorzusehenden maximalen
Schwellenwerte fiir die Gesamtenergieeffizienz, ausgedriickt durch einen numerischen Indikator fiir den
Primir- oder Endenergieverbrauch in kWh/(m?.a), nach § 122 festzulegen.

(2) Die maximalen Schwellenwerte fiir die Gesamtenergieeffizienz geméf Abs. 1 werden auf Basis
des Bestands an Nicht-Wohngebduden vom 1. Janner 2020 auf der Grundlage verfiigbarer Informationen
und, sofern angemessen, statistischer Stichproben festgelegt. Nicht-Wohngebéude, fiir die gemall § 118a
Abs. 9 keine Mindestvorgaben fiir die Gesamtenergieffizienz festgelegt sind, sind nicht in den
Referenzbestand aufzunehmen. Die Schwellenwerte konnen auch durch Anforderungen an den Referenz-
Heizwirmebedarf festgelegt werden; der numerische Indikator fiir den Primér- oder Endenergieverbrauch
in kWh/(m2.a) errechnet sich diesfalls aus den analogen Renovierungsanforderungen.

(3) Unbeschadet des § 118c entsteht fiir Nicht-Wohngebéude, die die Vorgaben des Abs. 1 nicht
erfiilllen, bei Verkauf, Vermietung, Schenkung oder Nutzungsénderung jeweils des gesamten Nicht-
Wohngebiudes eine Verpflichtung zur Renovierung nach MaB3gabe des Abs. 7 binnen fiinf Jahren. Als
Verkauf gilt auch ein die Grunderwerbsteuerpflicht nach § 1 des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 —
GrEStG 1987, BGBIL. Nr.309/1987 idF. BGBIL 1 Nr.97/2025, auslosender Rechtsvorgang zur
Ubertragung (Verkauf) der Gesellschaftsanteile von juristischen Personen, in deren unmittelbaren oder
mittelbaren Eigentum ein Nicht-Wohngebéude steht. Der Eintritt der Renovierungsverpflichtung ist der
Behorde unverziiglich bekannt zu geben.

(4) Ergibt die fiir die Erreichung der nach Abs. 1 festgelegten Schwellenwerte fiir die
Gesamtenergieeffizienz erforderliche Gesamtrenovierung fiir das betroffene Nicht-Wohngebédude eine
ungiinstige Kosten-Nutzen-Analyse, sind zumindest die einzelnen Renovierungsmafnahmen mit einer
giinstigen Kosten-Nutzen-Analyse durchzufithren. Wenn im Rahmen der Einhaltung von
Mindestvorgaben bautechnische oder baurechtliche Griinde einer Erfiillung der Anforderungen
entgegenstehen, reduzieren sich die Anforderungen in diesem Ausmall. Der Nachweis des Vorliegens der
in diesem Absatz genannten Voraussetzungen hat durch eine nach den fiir die Berufsausiibung
mafgeblichen Vorschriften berechtigte Person oder eine akkreditierte Priifstelle zu erfolgen.

(5) Eine generelle Ausnahme von den Verpflichtungen nach Abs. 3 fiir einzelne Nicht-Wohngebédude
ist nur zuléssig, soweit die Einhaltung der Vorgaben eine unannehmbare Verdnderung der Eigenart des
Gebidudes oder dessen dufBerer Erscheinung bedeuten wiirde, oder wenn eine Renovierung technisch,
funktionell oder wirtschaftlich tiberhaupt nicht vertretbar wére. Abs. 4 letzter Satz gilt sinngemal.

(6) Festlegungen zur schrittweisen Renovierung bestehender Wohngebdude miissen im Einklang mit
Art. 9 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2024/1275 stehen. Das Erreichen der in diesem Artikel festgelegten
Zielvorgaben zum Primérenergieverbrauch fiir Wohngebdude ist regelméBig zu evaluieren. Unbeschadet
der nach dem ersten Satz erfolgten Festlegungen kann fiir bestechende Wohngebdude auch bei deren
Verkauf, Vermietung, Schenkung oder Nutzungsdnderung eine unmittelbare Renovierungsverpflichtung
nach Mallgabe des Abs.7 festgelegt werden. Abs.3 zweiter Satz und Abs. 4 gelten sinngemaf.
Ausnahmen zu Renovierungspflichten fiir Mietwohngebdude oder Mietwohneinheiten diirfen nicht in
einem unverhéltnismiBigen Ausmal festgelegt werden und miissen sachlich begriindet sein. Die
getroffenen Festlegungen sind hinsichtlich ihrer sozialen Auswirkungen, insbesondere auf die
schutzbediirftigsten Haushalte, zu evaluieren.

(7) Wird ein Gebdude renoviert, um eine Mindestvorgabe fiir die Gesamtenergieeffizienz zu
erfillen, sind jedenfalls die Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von
Gebiudekomponenten gemid § 118¢c Abs.7 und im Falle groferer Renovierungen die
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz bestehender Gebdude gemdl § 118c Abs. 1
einzuhalten.

(8) Zusétzlich zu dem nach den Abs. 1 und Abs. 6 festgelegten Primérenergieverbrauch konnen
weitere numerische Indikatoren fiir den Verbrauch nicht erneuerbarer und erneuerbarer Primérenergie und
fiir die betriebsbedingten Treibhausgasemissionen in kgCOeq/(m?.a) festgelegt werden.
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(9) Gebdude gemil § 118a Abs. 9 sind von dieser Bestimmung ausgenommen. Fiir Gebdude gemaf
§ 118a Abs. 10 ist diese Bestimmung nur anzuwenden, sofern die erforderliche Renovierung technisch,
funktionell und wirtschaftlich realisierbar ist.

Solarenergie in Gebduden

§ 118e. (1) Neue Gebdude sind so zu konzipieren, dass ihr Potenzial zur Erzeugung von Solarenergie
auf der Grundlage der Sonneneinstrahlung am Standort optimiert wird, um die anschlieende
kosteneffiziente Installation von Solartechnologien zu ermdglichen.

(2) Festlegungen fiir die Errichtung geeigneter Solarenergieanlagen haben, unbeschadet der
abschlieBenden Verpflichtungen nach Abs. 3, nach den Vorgaben von Art. 10 Abs. 3 und Abs. 4 der
Richtlinie (EU) 2024/1275 zu erfolgen.

(3) Solare Energietriger oder andere technische Systeme zur Nutzung umweltschonender
Energietrager mit gleicher Leistung sind unbeschadet der Verpflichtung gemafl § 118b Abs. 2 und § 118c
Abs. 2 oder 7 mit einer Spitzen-Nennleistung von mindestens 1 kWp auf der Liegenschaft in folgendem
Ausmal} zum Einsatz zu bringen, wobei 1 kWp einer Fotovoltaikanlage bei einer Solarthermieanlage bzw.
PVT-Hybridanlage der Kollektorfliche von 1,40 m? entspricht:

1. Bei Neubauten mit Ausnahme von Wohngebduden fiir je 100 m? konditionierter Brutto-
Grundflache, bei Zubauten fiir je neu geschaffene 100 m? konditionierter Brutto-Grundfléache;

2. bei Neubauten von Wohngebéduden pro charakteristischer Lénge des Gebédudes und fiir je 150 m?
konditionierter Brutto-Grundfldche, bei Zubauten sinngeméil fiir je neu geschaffene 150 m? (Ppy =
BGFkond/(150 x 1c)) konditionierter Brutto-Grundfléche.

Stehen der geplanten Ausfithrung am in Aussicht genommenen Standort Bauvorschriften bzw. sonstige
Vorschriften des Bundes- oder Landesrechtes entgegen oder ist der Einsatz der genannten technischen
Systeme aus technischen oder wirtschaftlichen Griinden nicht méglich oder zumutbar, sind diese
technischen Systeme auf einem oder mehreren geeigneten Grundstiicken innerhalb des Gemeindegebietes
von Wien, wo ihre Errichtung zuldssig ist, einzusetzen (Ersatzflichen). Betrdgt das ermittelte Ausmaf} der
Verpflichtung weniger als 1 kWp, kann der Einsatz auf der Ersatzfliche unterbleiben. Der Einsatz auf
Ersatzflichen ist durch eine im Grundbuch ersichtlich gemachte offentlich-rechtliche Verpflichtung
sicherzustellen. Die Inbetriebnahme einer solchen Anlage auf der Ersatzfliche darf im Zeitpunkt der
Baueinreichung nicht langer als zwei Jahre zuriickliegen.

Energieausweis

§ 118f. (1) Unbeschadet bundesrechtlicher Bestimmungen ist fiir alle Gebdude oder Gebéudeteile,
mit Ausnahme der in § 118a Abs. 9 Z 1 bis 3 und § 118a Abs. 10 Z 2 genannten Gebdude bzw. deren
Gebéudeteile, von deren Eigentiimerinnen oder Eigentiimern ein Energieausweis erstellen zu lassen.

(2) Inhalt und Form des Energiecausweises richten sich nach den in Art. 19 der Richtlinie (EU)
2024/1275 festgelegten Anforderungen. Die Landesregierung hat durch Verordnung néhere Vorschriften
iber den Inhalt und die Form des Energicausweises zu erlassen. Die Giiltigkeitsdauer des
Energieausweises betragt hochstens zehn Jahre.

(3) Der Energieausweis ist von einer nach den fiir die Berufsausiibung mafigeblichen Vorschriften
berechtigten Person oder einer akkreditierten Priifstelle auf der Grundlage einer Inaugenscheinnahme am
Standort auszustellen. Die Inaugenscheinnahme kann, falls anwendbar, auch durch virtuelle Mittel
erfolgen. Die Ausstellung des Energieausweises darf nur durch Personen erfolgen, die zur Auftraggeberin
oder zum Auftraggeber oder der Eigentiimerin oder dem Eigentiimer des Gebdudes in keinem Dienst-
oder Organschaftsverhiltnis stehen.

(4) Der Energieausweis ist digital und zu einem im Verhiltnis zum Aufwand angemessenen Preis zu
erstellen und auszustellen. Auf Antrag ist eine Papierfassung des Energieausweises auszustellen.

(5) Unbeschadet bundesrechtlicher (Vorlage-) Verpflichtungen entsteht die Verpflichtung zur
Erstellung eines Energieausweises fiir Gebdude oder Gebéudeteile, wenn sie neu gebaut oder umgebaut
werden, wenn ein Zubau erfolgt, wenn sie einer grofleren Renovierung unterzogen werden, wenn sie
verkauft oder im Sinne des § 118d Abs. 3 zweiter Satz libertragen werden, wenn sie an eine neue Mieterin
oder einen neuen Mieter vermietet werden oder fiir die ein Mietvertrag verldngert wird sowie fiir
bestehende Gebdude, die sich im Eigentum von offentlichen Einrichtungen befinden oder von diesen
genutzt werden. Die Verpflichtung zur Ausstellung eines Energieausweises gilt nicht, wenn und so lange
ein im Einklang mit der Richtlinie 2010/31/EU oder der Richtlinie (EU) 2024/1275 ausgestellter giiltiger
Energieausweis des betreffenden Gebdudes oder des betreffenden Gebéudeteils vorliegt.
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(6) In Nicht-Wohngebauden und in Gebauden, die von &6ffentlichen Einrichtungen genutzt werden
und die starken Publikumsverkehr aufweisen, ist ein giiltiger Energieausweis an einer auffélligen und fiir
die Offentlichkeit gut sichtbaren Stelle anzubringen. Die im Energieausweis enthaltenen Empfehlungen
miissen nicht verdffentlicht werden. Weisen Energiecausweise Miangel auf, gilt die Verpflichtung zur
Anbringung als nicht erfiillt.

Energieausweisdatenbank

§ 118¢g. (1) Der Magistrat hat eine Datenbank einzurichten und zu fiihren, die alle Energieausweise
flir Gebdude in Wien und Daten zu deren Energieeffizienz umfasst (Energieausweisdatenbank). Die
Datenbank muss, sofern technisch moglich, interoperabel und an andere Verwaltungsdatenbanken, die
Informationen iiber Gebdude enthalten, mittels Schnittstelle anbindbar sein. Die Datenbank kann aus
einer einzigen oder einer Reihe miteinander verbundener Datenbanken bestehen.

(2) In der Energicausweisdatenbank kdnnen folgende Daten verarbeitet und gespeichert werden:

a) Daten der Energieausweise sowie die Energiecausweise im elektronischen Dateiformat samt
den berechneten oder erfassten Energieverbrauchs- und Energieerzeugungsdaten,

b) Daten iiber die erfasste oder berechnete Gesamtenergieeffizienz der einzelnen Gebdude und
des Gebédudebestands insgesamt,

¢) Gebiudedaten des Bundesgesetzes liber das Gebdude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz),
BGBI. I Nr. 9/2004 in der Fassung BGBI. I Nr. 78/2018,

d) Name, Adress- und Kontaktdaten von zur Ausstellung von Energicausweisen berechtigten
Personen und Stellen,

e) Name, Adress- und Kontaktdaten der Eigentiimerin oder des Eigentiimers (jeder
Miteigentiimerin oder jedes Miteigentiimers) der Gebaude,

f) Name, Adress- wund Kontaktdaten der Nutzerin oder des Nutzers der
Energieausweisdatenbank,

g) Daten zu Renovierungspissen geméf Art. 12 der Richtlinie (EU) 2024/1275,

h) Daten zum Intelligenzfihigkeitsindikator geméB Art. 15 der Richtlinie (EU) 2024/1275,

i) Daten zu betriebsbedingten und grauen Emissionen sowie iiber das gesamte Lebenszyklus-
Treibhauspotenzial der Gebaude, sowie

j) Daten zu Gebaudetypologien.

(3) Die aggregierten und anonymisierten Daten zum  Gebdudebestand in der
Energieausweisdatenbank sind unter Einhaltung der Datenvorschriften 6ffentlich zugénglich zu machen.
Die gespeicherten Daten miissen maschinenlesbar und tiber eine geeignete Schnittstelle zugénglich sein.

(4) Jede Ausstellerin oder jeder Aussteller (§ 118f Abs. 3) eines nach diesem Gesetz oder dem
Energieausweis-Vorlage-Gesetz 2012, BGBIL. I Nr. 27/2012, erforderlichen Energieausweises ist
verpflichtet, fiir jedes Gebdude unter Bezugnahme auf den Gebdude- und Adresscode bestimmte
Indikatoren sowie eine elektronische Fassung des Energieausweises in einem Dateiformat, das eine
originalgetreue Weitergabe ermoglicht, einschlieBlich der Berechnungen in der Energieausweisdatenbank
zu registrieren, wobei die technische Nachvollziehbarkeit der Berechnungen gegeben sein muss. Dies gilt
sinngemiB fiir Ausstellerinnen oder Aussteller von Renovierungspassen. Die nach diesem Absatz in der
Energieausweisdatenbank zu registrierenden Indikatoren fiir Energieausweise und Renovierungspésse
werden durch Verordnung der Landesregierung bestimmt.

(5) Den folgenden Personen ist ein einfacher und gebiihrenfreier Zugang zum vollstindigen
Energiecausweis in der Energiecausweisdatenbank und die Herstellung eines Ausdrucks zu ermoglichen,
wobei das Bestehen der Abfrageberechtigung jeweils auf geeignete Weise sicherzustellen ist:

a) Gebiudeeigentiimerinnen und Gebaudeeigentiimern,

b) Mieterinnen und Mietern in einem Gebdude oder des Gebédudes,

c¢) der Hausverwaltung eines Gebdudes,

d) Finanzinstituten in Bezug auf Gebdude in ihrem Anlage- und ihrem Darlehensportfolio,

e) unabhéngigen Sachverstindigen mit Genehmigung der Eigentiimerin oder des Eigentlimers
und

f) potenziellen Mieterinnen oder Mietern sowie potenziellen Kéauferinnen oder Kaufern mit
Genehmigung der Eigentiimerin oder des Eigentiimers des Miet- oder Kaufobjektes.

(6) Die zur Ausstellung von Energieausweisen Berechtigten haben Zugriff auf die Daten der von
ihnen ausgestellten Energicausweise sowie auf die Daten gemdB Abschnitt B Z 1, 3 und 7 und
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Abschnitt C der Anlage des Bundesgesetzes iliber das Gebaude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz),
BGBI. I Nr. 9/2004 in der Fassung BGBI. I Nr. 78/20138.

(7) Der Magistrat darf die in Abs. 2 genannten personenbezogenen und nicht personenbezogenen
Daten der Energieausweisdatenbank zur Wahrnehmung seiner gesetzlichen Aufgaben bei der Vollziehung
der Bauordnung fiir Wien sowie des Wiener Energie- und Klimarechts-Umsetzungsgesetzes 2020
automationsunterstiitzt verarbeiten. Die nicht personenbezogenen Daten der Energieausweisdatenbank
diirfen automationsunterstiitzt verwendet werden, soweit dies zur Verfolgung statistischer,
energiepolitischer oder forderungspolitischer Zwecke erforderlich ist.

(8) Den fiir die Erstellung von Heiz- und Klimaplénen zusténdigen Stellen ist Zugang zu allen in der
Energieausweisdatenbank enthaltenen Daten betreffend die Gesamtenergieeffizienz von Gebéduden unter
Einbeziehung betrieblicher Informationssysteme entsprechender Datenbanken geméf der Verordnung
(EU) 2016/679 zu ermoglichen.

(9) Die Informationen iiber den Anteil der Gebdude im Gebdudebestand der Datenbank, fiir den
Ausweise iiber die Gesamtenergieeffizienz vorliegen, sowie aggregierte oder anonymisierte Daten iiber
die Gesamtenergieeffizienz, einschlielich des Energieverbrauchs und, falls verfiigbar, des Lebenszyklus-
Treibhauspotenzials der erfassten Gebdude sind zu verdffentlichen. Die o6ffentlich zuganglichen
Informationen sind halbjéhrlich zu aktualisieren. Auf Anfrage sind der Offentlichkeit und
Forschungseinrichtungen, wie Statistikimtern, anonymisierte und aggregierte Informationen zur
Verfiigung zu stellen.

(10) Die Informationen in der Datenbank sind der Beobachtungsstelle fiir den EU-Gebaudebestand
mindestens einmal jahrlich zu ibermitteln.

(11) Der Magistrat iibt seine Funktion als datenschutzrechtlicher Verantwortlicher gemaf3 Art. 4 Z 7
der VO (EU) 2016/679 vom 27. April 2016, ABL. L 119 vom 04.05.2016, S. 1, aus und verarbeitet die
personenbezogenen Daten der Energiecausweisdatenbank im gesetzlichen Auftrag eigenverantwortlich.

Kontrolle der Energieausweise

§ 118h. (1) Der Magistrat hat die nach diesem Gesetz und dem Energicausweis-Vorlage-
Gesetz 2012, BGBIL. I Nr.27/2012, in der Energicausweisdatenbank (§ 118g) eingebrachten
Energieausweise nach Mafigabe des Anhangs VI der Richtlinie (EU) 2024/1275 einer Kontrolle zu
unterziehen. Die Landesregierung kann durch Verordnung ein anderes unabhéngiges Kontrollsystem nach
MalBgabe der Anforderungen des Art. 27 der Richtlinie (EU) 2024/1275 einrichten.

(2) Die Gebaudeeigentiimerinnen oder Gebiudeeigentiimer haben der kontrollierenden Stelle auf
Aufforderung die erforderlichen Informationen, wie zum Beispiel Gebdudepldne oder Produktzertifikate,
zu Ubermitteln. Weiters ist der kontrollierenden Stelle der Zutritt zum Gebdude und dessen
haustechnischen Anlagen nach Aufforderung zu gewéhren.

Renovierungspass

§ 118i. (1) Der Renovierungspass ist ein von den Eigentiimerinnen oder Eigentiimern eines
Gebaudes oder einer Gebdudeeinheit freiwillig genutztes Instrument.

(2) Inhalt und Umfang eines Renovierungspasses richten sich nach den in Anhang VIII der
Richtlinie (EU) 2024/1275 festgelegten Anforderungen.

(3) Der Renovierungspass kann gemeinsam mit dem Energieausweis erstellt und ausgestellt werden.
Diesfalls tritt der Renovierungspass an die Stelle von sonst im Energieausweis vorzusehenden
Empfehlungen.

(4) Der Renovierungspass ist von einer unabhédngigen nach den fiir die Berufsausiibung
mafgeblichen Vorschriften berechtigten Person oder einer akkreditierten Priifstelle nach einer
Inaugenscheinnahme in einem fiir den Druck geeigneten digitalen Format auszustellen.

(5) Bei der Ausstellung des Renovierungspasses ist der Gebdudeeigentiimerin oder dem
Gebiudeeigentiimer ein Gespriach mit einer in Abs. 4 genannten sachverstdndigen Person vorzuschlagen,
damit diese der Gebdudeeigentiimerin oder dem Gebédudeeigentiimer das bestmdgliche Vorgehen zum
Umbau des Gebdudes in ein Nullemissionsgebdude deutlich vor 2050 erldutern kann.

(6) Wurde ein Renovierungspass ausgestellt, ist dieser in die Energieausweisdatenbank hochzuladen.
Beratende Anlaufstelle zur Gesamtenergieeffizienz in Gebsiuden

§ 118j. (1) Zur unabhéngigen Beratung der an Gebduderenovierungen beteiligten Akteurinnen und
Akteure, wie insbesondere der Hauseigentiimerinnen und Hauseigentiimer sowie Hausverwaltungen, zur
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Gesamtenergieeffizienz von Gebduden ist eine Anlaufstelle nach Art. 18 der Richtlinie (EU) 2024/1275
im Sinne eines ,,One-Stop-Shops* einzurichten.

(2) Die Anlaufstelle soll eine ganzheitliche Unterstiitzung bieten. Die Beratungsleistung der
Anlaufstelle umfasst gestraffte wohnungs- und gebédudetypische Informationen zu technischen und
finanziellen Moglichkeiten bzw. Losungen sowie auch Informationen zur Einhaltung der nach § 118d
festgelegten Mindestvorgaben. Ein besonderer Schwerpunkt ist auf von Energiearmut betroffene
Haushalte und Gebdude mit der schlechtesten Energieeffizienz sowie akkreditierte Unternechmen und
Installateure, die Nachriistungsdienste anbieten, zu legen. Es sind zudem spezielle Dienste fiir
schutzbediirftige Haushalte, fiir von Energiearmut betroffene Menschen und fiir Menschen in Haushalten
mit niedrigem Einkommen anzubieten. Die Beratungsleistung hat auch Unterstiitzung in den
verschiedenen Phasen eines Nachriistungsprojekts zu umfassen.

(3) Die Wahrnehmung der Aufgabe nach Abs. 1 erfolgt durch den WOHNFONDS WIEN Fonds fiir
Wohnbau und Stadterneuerung. Unbeschadet der Verantwortlichkeit kann dieser fiir die Wahrnehmung
der Aufgabe auch eine dritte Stelle oder mehrere dritte Stellen heranziehen. Kann der WOHNFONDS
WIEN Fonds fiir Wohnbau und Stadterneuerung die Aufgabe nicht oder nicht mehr wahrnehmen, obliegt
sie dem Magistrat. Der Magistrat kann die Zustindigkeit auch an eine andere geeignete Einrichtung
libertragen.

(4) Die Anlaufstelle nach Abs. 1 hat in einem sachgerechten Umfang und nach Maligabe der
finanziellen Voraussetzungen Informationen nach Art. 29 der Richtlinie (EU) 2024/1275 bereitzustellen.*

12. In § 119 wird nach dem Abs. 5 der folgende Abs. 6 angefiigt:
,»(6) Ein Fahrradabstellplatz ist ein ausgewiesener Stellplatz fiir mindestens ein Fahrrad.“

13. § 119a Abs. 1 zweiter Satz lautet:

,»Die Abs. 2 bis 4 gelten auch fiir Nicht-Wohngebédude, wenn diese iiber mindestens zwei Wohnungen
verfiigen und sich hinsichtlich der Errichtung von Fahrradabstellpldtzen aus § 120 Abs. 6 und § 121
Abs. 1 keine weiterfithrenden Errichtungsverpflichtungen ergeben.

14. § 119a Abs. 3 lautet:

»(3) In Wohngebéduden, ausgenommen jener gemill § 115 Abs.1 Z 1 lit. a bis d, sind bei der
Schaffung von Wohnraum und bei einer groBeren Renovierung, sofern das zu renovierende
Wohngebiude tiber mehr als drei Autostellplitze verfiigt, zwei Fahrradabstellplidtze auf dem Bauplatz fiir
jede Wohnung zu errichten. Die Fahrradabstellplidtze haben eine ordnungsgeméfie Verwahrung des
Fahrrades an einer Vorrichtung zu gewéhrleisten, die ein sicheres, stabiles und einfach nutzbares
Abstellen und Absperren ermdglicht und miissen bei der Schaffung von Wohnraum folgende
Anforderungen erfiillen:

1. Zumindest jeder zehnte Fahrradabstellplatz muss zur Verwahrung von Spezialfahrridern
(Lastenrédder, Fahrradanhinger) geeignet sein.

2. Fiir eine angemessene Anzahl von Elektrofahrradern sind Ladeplétze vorzusehen.

3. Die erforderlichen Fahrradabstellpldtze konnen sowohl in einem Raum im Sinne des Abs. 2 als

auch auBlerhalb eines Gebdudes geschaffen werden.

4. Die Fahrradabstellpldtze sind so auszugestalten, dass die barrierefreic und gefahrlose

Zuginglichkeit, die Sicherheit, der Witterungsschutz und die Verfiigbarkeit der abgestellten
Fahrrader gewihrleistet sind.

Ist im Falle einer groferen Renovierung die Sicherstellung von zwei Fahrradabstellpldtzen fiir jede
Wohnung nicht realisierbar, ist eine angemessene Anzahl an Fahrradabstellpldtzen zu errichten. Dariiber
hinaus hat die Behorde von der Einhaltung der Bestimmungen des Abs. 3 teilweise oder ginzlich
abzusehen, wenn die Bauwerberin oder der Bauwerber den Nachweis erbringt, dass die Errichtung von
Fahrradabstellplitzen im Sinne dieser Bestimmung bei der Schaffung von Wohnraum bzw. Wohnungen
in bestehenden Gebduden technisch unmdglich oder wirtschaftlich unzumutbar ist.*

15. § 120 samt Uberschrift lautet:

,INicht-Wohngebiude

§120. (1) Nicht-Wohngebdude sind Biiro- und Geschiftsgebdude, Bildungseinrichtungen,
Krankenhéauser, Heime, Beherbergungsbetriebe bzw. Beherbergungsstitten, Gaststétten,
Veranstaltungsstitten und Mehrzweckgebdude, Sportstitten und Verkaufsstétten.
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(2) Biiro- und Geschéftsgebdude sind Gebédude, die ausschlieBlich oder iiberwiegend Biiro-,
Geschiéfts- und Lagerrdume enthalten. In solchen Gebduden diirfen auch einzelne kleinere Werkstitten
untergebracht sein.

(3) Bei Heimen und Beherbergungsstitten handelt es sich um zentral verwaltete Unterkiinfte, bei
denen entweder fiir das Wohnen oder fiir das Wirtschaften gemeinschaftliche Anlagen vorgesehen sind
und die als eigenstdndiges Gebdude oder als Teil eines Gebdudes errichtet werden kdnnen.

(4) Beherbergungsbetriecbe bzw. Beherbergungsstétten dienen der Unterbringung von Gésten zu
voriibergehendem Aufenthalt.

(5) Heime sind zur stindigen oder voriibergehenden gemeinsamen Unterbringung von Menschen
bestimmt, die zu einer nach anderen als familiiren Zusammengehdrigkeitsmerkmalen
zusammenhdngenden Personengruppe gehoren. Sie konnen der Befriedigung des regelmiBigen
Wohnbediirfnisses ihrer Bewohnerinnen und Bewohner (Wohnheime), deren Betreuung und Pflege oder
anderen gesetzlich geregelten oder sonst anerkannten Zwecken dienen.

(6) Unbeschadet des § 119a Abs. 1 zweiter Satz sind beim Neubau von Nicht-Wohngebduden, die
iiber mehr als fiinf Autostellplitze verfiigen, und bei Nicht-Wohngebduden, die einer groBeren
Renovierung unterzogen werden und iiber mehr als fiinf Autostellplétze verfiigen, Fahrradabstellplédtze im
Ausmall von mindestens 15 % der durchschnittlichen oder 10 % der gesamten Nutzerkapazitit
vorzusehen. Diese haben eine ordnungsgemidBe Verwahrung des Fahrrades an einer Vorrichtung zu
gewihrleisten, die ein sicheres, stabiles und einfach nutzbares Abstellen und Absperren ermdglicht.
Zumindest jeder zehnte Fahrradabstellplatz muss zur Verwahrung von Spezialfahrrddern (Lastenrdder,
Fahrradanhinger) geeignet sein. In neuen Nicht-Wohngebduden ist eine angemessene Anzahl an
Ladeplétzen fiir Elektrofahrrdder vorzusehen. Die Behorde hat von der Einhaltung der genannten
Vorgaben in dem Umfang oder génzlich abzusehen, soweit der Nachweis erbracht wird, dass der Zugang
der Nutzerinnen oder Nutzer aufgrund der Art oder der 6rtlichen Lage des Gebéudes tiblicher Weise nicht
mit dem Fahrrad erfolgt.

(7) Bei allen Nicht-Wohngebéduden, die iiber mehr als 20 Autostellplitze verfiigen, gilt Abs. 6 mit
der Maflgabe, dass die vorgesehenen Verpflichtungen bis 1. Janner 2027 zu erfiillen sind und die in
diesem Absatz vorgesehenen Ausnahmeantrige von den Eigentiimerinnen oder Eigentiimern des
Gebéudes gestellt werden konnen.

(8) In Beherbergungsbetrieben bzw. Beherbergungsstitten und in Heimen miissen fiir je angefangene
10 Schlafstellen im gleichen Gescho3 mindestens eine Toilette und zwei Waschgelegenheiten, die
ausschlieBlich den im Gebdude untergebrachten Personen zur Verfiigung stehen, vorgesehen werden.
Haben Beherbergungsbetriebe bzw. Beherbergungsstitten und Heime mehr als 20 Unterkunftsrdume,
miissen fiir die ersten 20 mindestens eine Zimmer- bzw. Wohneinheit und fiir jeweils weitere 50
Unterkunftsrdume je eine weitere Zimmer- bzw. Wohneinheit den Anforderungen des barrierefreien
Bauens entsprechen.

16. § 121 samt Uberschrift lautet:
,,Sonstige Gebdude und Zuordnung zu einer Gebiudekategorie

§ 121. (1) Sonstige konditionierte Gebdude und sonstige nicht konditionierte Gebadude sind Gebaude,
die nicht als Wohngebédude oder Nicht-Wohngebiude zu qualifizieren sind. Fiir sonstige konditionierte
Gebédude gilt § 120 Abs. 6 und Abs. 7 sinngemal.

(2) Die Zuordnung zu einer Gebédudekategorie erfolgt anhand der iiberwiegenden Nutzung der
jeweiligen Gesamtnutzfliche. Wohnungen sind dann iiberwiegend (§119a Abs. 1), wenn diese mehr als
die Halfte der Gesamtnutzfliche des Gebdudes einnehmen, wobei sonstige Nutzungseinheiten, die ein
Zubehor zu den Wohnungen bilden (insbesondere Keller, Stellpldtze) bzw. der Wohnnutzung dienen und
auBerhalb der Wohnungen liegen (z. B. Sportrdume, Sauna fiir Bewohnerinnen oder Bewohner) bei der
Berechnung der Gesamtnutzfldche auler Betracht bleiben.

(3) Mit Verordnung der Landesregierung kdnnen néhere Festlegungen hinsichtlich der Abgrenzung
von Gebaudekategorien insbesondere in Hinblick auf die Vornahme von Berechnungen zur
Gesamtenergieeffizienz von Gebduden oder Gebdudeteilen erfolgen. Unbeschadet einer derartigen
Festlegung ist im Anwendungsbereich des 7. Abschnitts flir die grundlegende Abgrenzung von Gebauden
ausschlieflich Abs. 2 mafgeblich.

17. In § 128 Abs. 2 Z 13 wird der Verweis auf ,,§ 118 Abs. 3b* durch den Verweis auf ,,§ 118e Abs. 3
ersetzt.
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18. In § 128a Abs. 4 Z 7 wird der Verweis auf ,,§ 118 Abs. 3“ durch den Verweis auf ,,§ 118c Abs. 2 und
§ 118c Abs. 7% ersetzt.

19. In § 130 Abs. 2 lit. I wird der Verweis ,,(§ 118 Abs. 3b)*“ durch den Verweis ,,(§ 118e Abs. 3)“ ersetzt.

20. In § 135 Abs. 2 Ziffer 2 wird der abschlieffende Beistrich durch das Wort ,,oder* ersetzt und nach der
Z 2 die folgende Z 3 angefiigt:
,,3. eine Renovierungsverpflichtung gemél § 118d Abs. 3 nicht erfiillt, wobei unbeschadet der
weiterbestehenden Renovierungsverpflichtung jede behordliche Nachfristsetzung einen neuen
Tatzeitraum begriindet,"

21. In § 140 entfallen die Abs. 5 und 9. Nach dem Abs. 4 werden die verbleibenden Absdtze fortlaufend
neu nummeriert. Nach dem nunmehrigen Abs. 9 wird der folgende Abs. 10 angefiigt:

,(10) Art. Vb, § 62 Abs. 2, § 62a Abs. 8, § 63 Abs. 1 lit. e, § 67 Abs. 3, der 7. Abschnitt, § 119a
Abs. 3, § 120 und § 121 dienen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1275 des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 24. April 2024 iiber die Gesamtenergieeffizienz von Gebduden, ABI. L
vom 8. Mai 2024.

Artikel I1

Das Wiener Heizungs- und Klimaanlagengesetz 2015, LGBI. fiir Wien Nr. 14/2016, zuletzt geindert
durch das Gesetz LGBI. fiir Wien Nr. 32/2022, wird wie folgt geéndert:

1. Der Lang- und der Kurztitel des Gesetzes lauten:

,»Gesetz iiber das Inverkehrbringen und den Betrieb von Heizungs-, Liiftungs- und Klimaanlagen
in Wien (Wiener Heizungs-, Liiftungs- und Klimaanlagengesetz 2015 - WHLKG 2015)*

2. Im Inhaltsverzeichnis lautet die Bezeichnung zum Abschnitt 4a:

,,4a. Abschnitt
Energieeffizienzanforderungen nach der Richtlinie (EU) 2024/1275%

3. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem § 14b der folgende § 14c eingefiigt:
,»§ 14c. Zugang zu Gebaudedaten®

4. Im Inhaltsverzeichnis lautet § 27: }
,»§ 27. Fachliche Qualifikation fiir die Durchfiihrung von Uberpriifungen und Inspektionen*

5.5 1A4bs.1Z 3 lautet:

,,3. die Inspektionen von Heizungsanlagen, Liiftungsanlagen, Klimaanlagen und Kombinationen
daraus und*

6. § 1 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

,»In den Anwendungsbereich der Abschnitte 4a, 7, 9 und 10 dieses Gesetzes fallen weiters Anlagen, deren
Betriebszweck die Kithlung und die Liiftung von Rdumen ist.*

7.8 2 Abs. 1 Z 6 lautet:

,,0. Betreiberin oder Betreiber: eine natiirliche oder juristische Person, die die Feuerungsanlage,
Heizungsanlage, Liiftungsanlage, Klimaanlage oder Kombinationen daraus betreibt oder
kontrolliert oder der die ausschlaggebende wirtschaftliche Verfiigungsmacht tber deren
technischen Betrieb {ibertragen worden ist;*

8. §2Abs. 1 Z 17 lautet:

,17. Energie aus erneuerbaren Quellen: Energie aus erneuerbaren, nicht fossilen Energiequellen, das
heiBt Wind, Sonne (Solarthermie und Fotovoltaik) und geothermische Energie, Salzgradient-
Energie, Umgebungsenergie, Gezeiten-, Wellen- und sonstige Meeresenergie, Wasserkraft,
Biomasse, Deponiegas, Klargas und Biogas;*

9. In§ 2 Abs. 1 wird nach der Z 17 die folgende Z 17a eingefiigt:

,17a. Energieleistungsvertrag: eine vertragliche Vereinbarung zwischen der oder dem Begiinstigten
und der Erbringerin oder dem Erbringer einer Mafinahme zur Energieeffizienzverbesserung, die
wiéhrend der gesamten Vertragslaufzeit einer Uberpriifung und Uberwachung unterliegt und in
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deren Rahmen Arbeiten, Lieferungen oder Dienstleistungen in die betreffende Maflnahme zur
Energieeffizienzverbesserung in Bezug auf einen vertraglich vereinbarten Umfang an
Energieeffizienzverbesserungen oder ein anderes vereinbartes Energieleistungskriterium, wie
finanzielle Einsparungen, gezahlt werden;*

10. In § 2 Abs. 1 Z 27 wird das Wort ,Elektrizititserzeugung® durch die Wortfolge ,Erzeugung von
erneuerbarer Energie und Speicherung von Energie® ersetzt.

11.In § 2 Abs. 1 werden nach der Z 27 die folgenden Z 27a und Z 27b eingefiigt:

,,27a. groBere Renovierung: die Renovierung (Anderung oder Instandsetzung) eines Gebiudes, bei der
mehr als 25 % der Oberfldche der Gebdudehiille einer Renovierung unterzogen werden;

27b. Heizkessel: die kombinierte Einheit aus Gehduse und Brenner zur Abgabe der
Verbrennungswérme an Fliissigkeiten;™

12. § 2 Abs. 1 Z 28 lautet:
,,28. Heizungsanlage: eine Kombination der Bauteile, die fiir eine Form der Raumluftbehandlung
erforderlich sind, durch die die Temperatur erh6ht wird;*

13.§ 2 Abs. 1 Z 31 lautet:

,,31. isoliertes Kleinstnetz: ein Netz mit einem Verbrauch von weniger als 500 GWh im Jahr 2022, das
nicht mit anderen Netzen verbunden ist;*

14. In § 2 Abs. 1 wird nach der Z 31 die folgende Z 31a eingefiigt:

»31a. Kélteerzeuger: der Teil einer Klimaanlage, der Nutzkilte fiir in Anhang I der Richtlinie (EU)
2024/1275 aufgefiihrte Nutzungszwecke erzeugt;*

15. § 2 Abs. 1 Z 34 lautet:

,»,34. Klimaanlage: eine Kombination der Bauteile, die fiir eine Form der Raumluftbehandlung
erforderlich sind, durch die die Temperatur geregelt wird oder gesenkt werden kann;*

16. In § 2 Abs. 1 wird nach der Z 34 die folgende Z 34a eingefiigt:

»34a. Liftungsanlage: das gebdudetechnische System, das auf natiirliche oder mechanische Weise
AuBenluft in einen Raum einbringt;*

17.In § 2 Abs. 1 wird nach der Z 37 die folgende Z 37a eingefiigt:

»37a. Nennleistung: die maximale Warme- oder Kalteleistung in kW, die von der Herstellerin oder
vom Hersteller fiir den kontinuierlichen Betrieb angegeben und garantiert wird, bei Einhaltung
des von ihr oder ihm angegebenen Wirkungsgrads;*

18.In § 2 Abs. 1 wird nach der Z 43 die folgende Z 43a eingefiigt:

»43a. Raumklimaqualitdt: das Ergebnis einer Bewertung der Bedingungen im Inneren eines Gebaudes,
die die Gesundheit und das Wohlbefinden der Bewohner beeinflussen, auf der Grundlage von
Parametern wie Temperatur, Feuchtigkeit, Luftwechselzahl und Vorhandensein von
Kontaminanten;*

19. In § 2 Abs. 1 Z 53 wird nach dem Wort ,Nutzwirme* die Wortfolge ,fiir in Anhang I der Richtlinie
(EU) 2024/1275 aufgefiihrte Nutzungszwecke* eingefiigt und in der lit. ¢ die Wortfolge ,,Wasser- und
Erdwiarmequelle* durch die Wortfolge ,,Wasser- oder Erdwéarmequelle® ersetzt.

20. Die Uberschrift zu Abschnitt 4a lautet:

,,4a. Abschnitt
Energieeffizienzanforderungen nach der Richtlinie (EU) 2024/1275“

21. § 14a Abs. 1 und Abs. 2 lauten:

(1) Neu errichtete Gebdude sind, sofern technisch und wirtschaftlich realisierbar, von der
Gebéudeeigentiimerin oder dem Gebdudeeigentiimer mit selbstregulierenden Einrichtungen zur separaten
Regelung der Temperatur in jedem Raum oder, wenn damit die gleiche Verbesserung der
Energieeffizienz erreicht wird, in einem bestimmten beheizten oder gekiihlten Bereich des Gebéudeteils
oder, sofern dies mdglich ist, mit einem hydraulischen Abgleichssystem auszustatten.
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(2) In bestehenden Gebauden sind solche selbstregulierenden Einrichtungen und gegebenenfalls ein
hydraulisches Abgleichssystem bei einem Austausch des Wérme- oder Kilteerzeugers, sofern technisch
und wirtschaftlich realisierbar, von der Gebédudeeigentimerin oder dem Gebédudeeigentimer zu
installieren.*

22. § 14a Abs. 3 erster Satz lautet:

,Die Installation bzw. die Nicht-Installation wegen mangelnder technischer oder wirtschaftlicher
Realisierbarkeit ist der Behorde von der Gebaudeeigentiimerin oder dem Gebdudeeigentiimer vor der
Inbetriebnahme des neuen Warme- oder Kélteerzeugers anzuzeigen.

23. § 14b Abs. 1 lautet:

,»(1) In Nicht-Wohngebduden miissen Heizungsanlagen, Klimaanlagen, kombinierte Raumheizungs-
und Liiftungsanlagen oder kombinierte Klima- und Liiftungsanlagen mit einer effektiven Nennleistung
von mehr als 290 kW von der Gebdudeeigentiimerin oder dem Gebédudeeigentiimer mit Systemen fiir die
Gebdudeautomatisierung und -steuerung und bis zum 31. Dezember 2027 mit automatischen
Beleuchtungssteuerungen ausgeriistet werden, sofern dies jeweils technisch und wirtschaftlich realisierbar
ist.

24. In § 14b werden nach dem Abs. 1 die folgenden Abs. 1a bis Abs. Ic eingefiigt:

»(la) In Nicht-Wohngebiduden miissen Heizungsanlagen, Klimaanlagen, kombinierte
Raumheizungs- und Liiftungsanlagen oder kombinierte Klima- und Liiftungsanlagen mit einer
Nennleistung von mehr als 70 kW von der Gebdudeeigentiimerin oder dem Gebédudeeigentiimer bis zum
31. Dezember 2029 mit Systemen fiir die Gebdudeautomatisierung und -steuerung und mit automatischen
Beleuchtungssteuerungen ausgeriistet werden, sofern dies technisch und wirtschaftlich realisierbar ist.

(1b) Gebidudetechnische Systeme sind in Bezug auf die Raumklimaqualitit dergestalt auszulegen,
dass diese im Normalbetrieb eine angemessene Raumtemperatur, Luftfeuchtigkeit, geringe CO,-Werte,
minimale Luftgeschwindigkeit (keine Zugluft) sowie die Abwesenheit von Schadstoffen und Geriichen
gewdhrleisten.

(1c) Nullemissions-Nichtwohngebiude sind mit Mess- und Kontrollvorrichtungen zur Uberwachung
und Regelung der Raumluftqualitit auszustatten. In bestehenden Nicht-Wohngebéduden, die einer
grofleren Renovierung unterzogen werden, ist die Installation solcher Einrichtungen verpflichtend, sofern
dies technisch und wirtschaftlich realisierbar ist.”

25.In § 14b Abs. 2 Z 3 wird der abschliefsende Punkt durch das Wort ,,und* ersetzt und nach der Z 3 die
folgende Z 4 angefiigt:
,,4. die Raumklimaqualitat zu tiberwachen.*

26. In § 14b wird nach dem Abs. 2 der folgende Abs. 2a eingefiigt:

,»(2a) Die automatischen Beleuchtungssteuerungen miissen angemessen zoniert sein und iiber eine
Belegungserkennung verfiigen.*

27.§ 14b Abs. 4 lautet:
,»(4) Neue Wohngebdude und Wohngebdude, die einer groeren Renovierung unterzogen werden,
sind, sofern dies technisch, wirtschaftlich und funktionell realisierbar ist, auszustatten mit:

1. einer kontinuierlichen elektronischen Uberwachungsfunktion, die die Effizienz des Systems
misst und die Eigentlimerin oder den Eigentiimer oder die Verwalterin oder den Verwalter des
Gebaudes dariiber informiert, wenn sich die Effizienz erheblich gedndert hat und eine Wartung
des Systems erforderlich ist,

2. wirksamen Steuerungsfunktionen zur Gewihrleistung der optimalen Erzeugung, Verteilung,
Speicherung und Nutzung der Energie und des optimalen hydraulischen Abgleichs und

3. der Fahigkeit, auf externe Signale zu reagieren und den Energieverbrauch anzupassen.

Einfamilienhduser, an denen groBere Renovierungen vorgenommen werden, sind von diesen
Anforderungen ausgenommen, wenn die Installationskosten die Vorteile iibersteigen.*

28. In § 14D entfdllt Abs. 5 und nach dem Abs. 4 werden die folgenden Abs. 5 bis Abs. 9 angefiigt:

»(5) Bei Installation eines gebdudetechnischen Systems ist die Gesamtenergieeffizienz des
verdnderten Teils oder, sofern relevant, des gesamten verdnderten Systems zu bewerten. Die Ergebnisse
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dieser Bewertung sind zu dokumentieren, von der Gebéudeeigentiimerin oder dem Gebéudeeigentiimer
aufzubewahren und im Falle der Aufforderung der Behorde zur Uberpriifung zu ibermitteln.

(6) Die Gesamtenergieeffizienz von gebaudetechnischen Systemen ist bei nachtriglichem Einbau
oder Ersatz zu optimieren.

(7) Bei jeder Neuinstallation und bei Anderungen und Instandsetzungen des Heizungssystems ist die
Durchfiihrung eines hydraulischen Abgleichs durch ein befugtes Unternehmen vorzunehmen.

(8) Festlegungen gemél Art. 13 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2024/1275 zu Systemanforderungen fiir
neue gebdudetechnische Systeme und fiir die Ersetzung und Modernisierung von bestehenden
gebdudetechnischen Systemen sind anzuwenden, sofern dies technisch, funktionell und wirtschaftlich
realisierbar ist.

(9) Zur Erhohung der Nachfrage nach Speichersystemen von Energie aus erncuerbaren Quellen in
Gebauden ist ein entsprechendes Informations- und Beratungsangebot in der nach § 118j der Bauordnung
fiir Wien eingerichteten Anlaufstelle einzurichten.*

29. Nach § 14b wird der folgende § 14c samt Uberschrift eingefiigt:
»Zugang zu Gebiudedaten

§ 14c. (1) Personen und Stellen, die {iber die Daten von Gebdudesystemen eines Gebaudes verfiigen,
miissen diese den Gebdudeeigentiimerinnen oder Gebdudeeigentiimern, Mieterinnen oder Mietern und
Verwalterinnen oder Verwaltern dieser Gebdude auf Anfrage in einem sachlich gerechtfertigten Umfang
gebiihrenfrei zur Verfligung stellen.

(2) Aufgrund bestehender rechtlicher Vorschriften oder Vereinbarungen sind dritten Personen mit
Zustimmung der Gebdudeeigentiimerinnen oder Gebédudeeigentiimer, Mieterinnen oder Mieter und
Verwalterinnen oder Verwalter Daten zu Gebdudesystemen eines Gebaudes im sachlich gerechtfertigten
Umfang gebiihrenfrei zur Verfligung zu stellen, sofern eine Rechtsvorschrift oder Vereinbarung zu den
Gebiihren nicht etwas anderes bestimmt.

(3) Daten von Gebdudesystemen sind mindestens alle sofort verfligbaren Daten, die mit der
Gesamtenergieeffizienz von Gebdudekomponenten, den Diensten im Zusammenhang mit der
Gesamtenergieeffizienz von Gebéduden, sofern verfiigbar der Prognose zur Lebensdauer der
Heizungsanlagen, den Systemen fiir die Gebadudeautomatisierung und -steuerung, Zéhlern, Mess- und
Kontrollvorrichtungen und Ladepunkten fiir die Elektromobilitdt zusammenhangen.

30. § 23a lautet:

»§23a. (1) Die zuginglichen Teile der Heizungsanlagen (insbesondere Wairmeerzeuger,
Steuerungssystem und Umwilzpumpe), Liiftungsanlagen, Klimaanlagen und auch Kombinationen daraus
mit einer Nennleistung von mehr als 70 kW sind von der Betreiberin oder vom Betreiber mindestens alle
5 Jahre einer Inspektion durch eine priifberechtigte Person gemifl § 27 zu unterziehen. Anlagen mit
Generatoren, deren Nennleistung mehr als 290 kW betrdgt, sind mindestens alle drei Jahre einer
Inspektion zu unterziehen. Die Nennleistung der Anlage ergibt sich aus der Summe der Nennleistungen
der Warmeerzeuger und der Kélteerzeuger.

(2) Die Inspektion gebdudetechnischer Systeme umfasst die Bewertung des Generators oder der
Generatoren, der Umwiélzpumpen und gegebenenfalls der Komponenten von Liiftungsanlagen sowie
Luft- und Wasserverteilungssystemen, hydraulischen Abgleichssystemen sowie des Steuerungssystems.
Im Rahmen der Inspektion weiters zu iiberpriifen sind:

1. der Wirkungsgrad und die Dimensionierung des Generators oder der Generatoren der
Heizungsanlage und Kéilteanlage und deren Hauptbauteile im Verhdltnis zum Bedarf des
Gebdiudes;

2.die Féhigkeit der Anlage, ihre Leistung unter typischen oder durchschnittlichen
Betriebsbedingungen, unter FEinsatz verfligbarer Energiespartechnologien und unter sich
dndernden Bedingungen aufgrund von Nutzungsénderungen zu optimieren;

3.0b es gegebenenfalls realisierbar ist, die Anlage mit anderen und effizienteren
Temperatureinstellungen  zu  betreiben, z.B. bei niedrigerer = Temperatur  bei
Warmwasserheizungen, auch durch die Auslegung der Anforderungen an die Wérmeleistung und
die Temperatur und den Durchfluss, wobei der sichere Betrieb der Anlage gewdhrleistet sein
muss;

4. gegebenenfalls eine grundlegende Bewertung der Durchfiihrbarkeit einer Verringerung der
Nutzung fossiler Brennstoffe vor Ort, z. B. durch Integration erneuerbarer Energien, Anderung
der Energiequelle oder Ersetzung oder Anpassung bestehender Anlagen;
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5. die Bewertung der GroBe und Fahigkeit eines allenfalls installierten Liiftungssystems zur
Optimierung seiner Leistung unter typischen oder durchschnittlichen Betriebsbedingungen, die
fiir die spezifische und aktuelle Nutzung des Gebaudes relevant sind.

Wurden seit der letzten Inspektion der betreffenden Anlage an dieser keine Anderungen vorgenommen
oder sind in Bezug auf den Bedarf des Gebdudes keine Anderungen eingetreten, ist eine neuerliche
Priifung der Dimensionierung des Hauptbauteils (Z 1) oder des Betriebs bei anderen Temperaturen (Z 3)
nicht erforderlich.

(3) Nach jeder Inspektion einer Heizungsanlage, Liiftungsanlage oder Klimaanlage ist ein
Inspektionsbericht gemil der Anlage 3 zu erstellen. Der Inspektionsbericht enthélt das Ergebnis der
gemédll Abs. 1 durchgefiihrten Inspektion, die Angabe aller bei der Inspektion festgestellten
Sicherheitsprobleme sowie Empfehlungen fiir kosteneffiziente Verbesserungen der Energieeffizienz der
kontrollierten Anlage. Die Empfehlungen umfassen gegebenenfalls die Ergebnisse der grundlegenden
Bewertung der Durchfiihrbarkeit einer Verringerung der Nutzung fossiler Brennstoffe vor Ort. Die
Verfasserin oder der Verfasser des Berichts ist beziiglich der Feststellung oder Angabe der
Sicherheitsprobleme nicht haftbar.

(4) Der Inspektionsbericht ist der Betreiberin oder dem Betreiber der Anlage auszuhdndigen und
auch der Behorde zu iibermitteln. Ist die Betreiberin oder der Betreiber nicht Eigentiimerin oder
Eigentiimer sowie nicht Mieterin oder Mieter des Gebdudes oder der Gebédudeeinheit, ist der
Inspektionsbericht auch an die Eigentiimerin oder den Eigentiimer oder die Mieterin oder den Mieter des
Gebiudes oder der Gebdudeeinheit zu tibermitteln.

(5) Der Inspektionsbericht ist in eine mit der Energicausweisdatenbank gemil § 118g der
Bauordnung fiir Wien verkniipfbare Datenbank hochzuladen.

(6) Der Magistrat hat die Inspektionsberichte fiir Heizungsanlagen, Liiftungsanlagen und
Klimaanlagen gemiBl § 23a einer stichprobenartigen Kontrolle zu unterziehen. Die Anzahl der
Stichproben muss statistisch signifikant sein. Die Landesregierung kann durch Verordnung ein anderes
unabhingiges Kontrollsystem nach Mallgabe der Anforderungen des Art. 27 der Richtlinie (EU)
2024/1275 einrichten.

(7) Gebédudetechnische Systeme, die ausdriicklich unter ein vereinbartes Kriterium fiir die
Gesamtenergieeffizienz oder eine vertragliche Abmachung mit einem vereinbarten Niveau der
Energieeffizienzverbesserung  wie  Energieleistungsvertrige fallen oder die von einem
Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben werden und demnach systemseitigen
MaBnahmen zur Uberwachung der Effizienz unterliegen, sind von den Anforderungen gemiB Abs. 1
ausgenommen, falls die Gesamtauswirkungen eines solchen Ansatzes denen, die bei Anwendung von
Abs. 1 entstehen, gleichwertig sind.

(8) Die in Abs. 1 festgelegte Inspektion muss nicht durchgefiihrt werden, wenn Gebédude die
Kriterien des § 14b Abs. 2 oder § 14b Abs. 4 erfiillen.*

31. Die Uberschrift zu § 27 lautet:

,JFachliche Qualifikation fiir die Durchfiihrung von Uberpriifungen und Inspektionen*

32. In § 27 wird nach dem Abs. 2 der folgende Abs. 2a eingefiigt:

»(2a) Zur Durchfiihrung von Inspektionen an gebiudetechnischen Systemen (§ 23a) diirfen nur
fachkundige Personen gemil} § 31 Abs. 1 Z 1, Z 2 oder Z 5 herangezogen werden.*

33. In § 28 Abs. 3 wird die Wortfolge ,Die Uberprﬁ'_fung von Feuerungsanlagen® durch die Wortfolge
,Die Inspektion gebdudetechnischer Systeme und die Uberpriifung von Feuerungsanlagen® ersetzt.

34. In § 30 Abs. 7 wird der Verweis auf ,,§ 31a‘“ durch den Verweis auf ,,§ 23a‘“ ersetzt.
35. § 31a samt Uberschrift entfiillt.

36. § 34 Abs. 1 Z 3 lautet:
,,3. einer Verpflichtung nach § 11i Abs. 1 oder § 14a Abs. 3 nicht nachkommt,*

37. In § 36 wird in der Z 10 der abschliefsende Punkt durch einen Beistrich ersetzt und nach der Z 10 die
folgende Z 11 angefiigt:
,,11. Richtlinie (EU) 2024/1275 des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. April 2024 {iber
die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden, ABI. L vom 8. Mai 2024.*
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38. Die Anlage 3 erhdlt die Fassung laut der Anlage zu diesem Gesetz. Die Bezeichnung der Anlage 3 im
Inhaltsverzeichnis lautet:
»Anlage 3 Priifbericht Inspektion®

Artikel 111

Das Wiener Garagengesetz 2008, LGBI. fiir Wien Nr. 34/2009, zuletzt geéndert durch das Gesetz
LGBI. fiir Wien Nr. 37/2023, wird wie folgt geéndert:

1. § 2 Abs. 22 lautet:

,»(22) Ladepunkt ist eine feste oder mobile, netzgebundene oder netzunabhingige Schnittstelle auf
einem Stellplatz fiir die Ubertragung von Strom auf ein Elektrofahrzeug, die zwar einen oder mehrere
Anschliisse fir unterschiedliche Arten von Anschliissen haben kann, an der aber zur selben Zeit nur ein
Elektrofahrzeug aufgeladen werden kann, mit Ausnahme von Vorrichtungen mit einer Ladeleistung von
hochstens 3,7 kW, deren Hauptzweck nicht das Aufladen von Elektrofahrzeugen ist.

2. In § 2 werden nach Abs. 22 die folgenden Abs. 23 bis Abs. 28 angefiigt:

,»(23) Batteriewechselpunkt ist die Schnittstelle auf einem Stellplatz, an der eine Batterie eines
Elektrofahrzeugs ausgetauscht werden kann.

(24) Vorverkabelung sind alle MaBnahmen, die erforderlich sind, um die Errichtung von
Ladepunkten zu ermoéglichen, einschlieBlich Dateniibertragung, Kabel, Kabelwege und — soweit
erforderlich — Stromzéhler.

(25) Intelligentes Laden ist ein Ladevorgang, bei dem die Intensitét des an die Batterie gelieferten
Stroms auf der Grundlage elektronisch iibermittelter Informationen dynamisch angepasst wird.

(26) Bidirektionales Laden ist ein intelligenter Ladevorgang, bei dem die Richtung des Stromflusses
umgekehrt werden kann, sodass Strom von der Batterie zu dem Ladepunkt flieBen kann, an den sie
angeschlossen ist.

(27) GroBere Renovierung ist die Renovierung (Anderung oder Instandsetzung) eines Gebiudes, bei
der mehr als 25 % der Oberfliche der Gebéudehiille einer Renovierung unterzogen werden.

(28) Wohngebéude sind Gebiaude, die ausschlieBlich oder iiberwiegend Wohnungen enthalten. Fiir
die Zuordnung der Gebaude sind die Bestimmungen der Bauordnung fiir Wien maf3igeblich.

3.8 3 Abs. 1 Z 4 lautet:

,4.die Schaffung von Ladepunkten mit einer Leistung von jeweils mehr als 22 kW fiir
Elektrofahrzeuge sowie die Schaffung von Batteriewechselpunkten auf Stellplitzen auf
Parkdecks sowie in Garagen und Garagengebauden;*

4.In§ 3 Abs. 5 Z 3 wird das Wort ,,Parkplitze durch das Wort ,,Stellplétze® ersetzt.

5. § 6 Abs. 3a lautet:

,»(3a) Beim Neubau von Nicht-Wohngebduden, die iiber mehr als fiinf Stellpldtze verfiigen, ist fiir
jeden fiinften Stellplatz mindestens ein Ladepunkt zu errichten sowie fiir mindestens 50 % der Stellplétze
eine Vorverkabelung und fiir die iibrigen Stellpldtze eine Leitungsinfrastruktur in Form geeigneter
Schutzrohre fiir Elektrokabel im Sinne des Abs.3 vorzusehen. Die Vorverkabelung und die
Leitungsinfrastruktur sind so zu dimensionieren, dass die vorgeschriebene Anzahl von Ladepunkten
gleichzeitig und effizient genutzt werden kann. Soweit dies technisch und wirtschaftlich realisierbar und
vertretbar ist, ist die Installation eines Belastungs- oder Lademanagementsystems zu unterstiitzen. Die
genannten Verpflichtungen gelten auch bei groBeren Renovierungen von Nicht-Wohngebéuden, die tiber
mehr als fiinf Stellpldtze verfiigen, sofern die Kosten fiir die Lade- und Leitungsinstallationen weniger als
10 % der Gesamtkosten der groBeren Renovierung des Gebédudes betragen und

— die Stellpldtze sich innerhalb des Gebdudes befinden und die Renovierungsmafinahmen einen
oder mehrere dieser Stellpldtze oder die elektrische Infrastruktur des Gebdudes umfassen oder

— die Stellpldtze an das Gebdude angrenzen und die Renovierungsmafinahmen einen oder mehrere
dieser Stellplatze oder die elektrische Infrastruktur der Stellpldtze umfassen.

6. § 6 Abs. 3b lautet:

,»(3b) Beim Neubau von Wohngebduden, die iiber mehr als drei Stellpldtze verfiigen, ist fiir
mindestens 50 % der Stellplidtze eine Vorverkabelung und fiir die iibrigen Stellplitze eine
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Leitungsinfrastruktur in Form geeigneter Schutzrohre fiir Elektrokabel im Sinne des Abs. 3 vorzusehen.
Die Vorverkabelung ist so zu dimensionieren, dass die gleichzeitige Nutzung aller Ladepunkte auf allen
Stellpldtzen gewihrleistet ist. Die genannten Verpflichtungen gelten auch bei groeren Renovierungen
von Wohngebduden, die iiber mehr als drei Stellplitze verfiigen, sofern die Kosten fiir die Lade- und
Leitungsinstallationen weniger als 10 % der Gesamtkosten der groBeren Renovierung des Gebdudes
betragen und
—die Stellpldtze sich innerhalb des Gebdudes befinden und die Renovierungsmafinahmen einen
oder mehrere dieser Stellplédtze oder die elektrische Infrastruktur des Gebéudes umfassen oder
— die Stellpldtze an das Gebédude angrenzen und die Renovierungsmaf3nahmen einen oder mehrere
dieser Stellpléatze oder die elektrische Infrastruktur der Stellplitze umfassen.

Beim Neubau von Wohngebduden, die iiber mehr als drei Stellpldtze verfiigen, ist mindestens ein
Ladepunkt zu errichten.*
7. § 6 Abs. 3c lautet:

»(3¢) Bei allen Nicht-Wohngebéduden, die iiber mehr als 20 Stellpldtze verfiigen, ist bis zum
1. Janner 2027 fiir jeden zehnten Stellplatz mindestens ein Ladepunkt zu errichten oder fiir mindestens
50 % der Stellpldtze eine Leitungsinfrastruktur in Form geeigneter Schutzrohre fiir Elektrokabel im Sinne
des Abs. 3 vorzusehen. Die Ausnahme des Art. 14 Abs. 5 lit. b der Richtlinie (EU) 2024/1275 ist bei
Vorliegen der Voraussetzungen anzuwenden.

8. In § 6 werden nach dem Abs. 3c die folgenden Abs. 3d bis 3f angefiigt:

,»(3d) Beim Neubau von Biirogebduden, die iiber mehr als fiinf Stellplitze verfiigen, sowie bei
Biirogebduden, die einer groBBeren Renovierung unterzogen werden und {iber mehr als finf Stellplétze
verfiigen, ist abweichend von Abs. 3a erster Satz mindestens ein Ladepunkt je zwei Stellplitze zu
errichten. Die iibrigen Bestimmungen des Abs. 3a bleiben unberiihrt.

(3e) Bei Nicht-Wohngebduden, die sich im Eigentum offentlicher Einrichtungen im Sinne des
Artikels 2 Nummer 12 der Richtlinie (EU) 2023/1791 befinden oder von diesen genutzt werden, ist bis
zum 1. Janner 2033 fiir mindestens 50 % der Stellplétze eine Vorverkabelung vorzusehen. Abs. 3¢ letzter
Satz gilt sinngema0.

(3f) Alle Ladepunkte nach den Absédtzen 3a, 3b, 3c und 3d sind so auszufiihren, dass sie intelligentes
Laden ermoéglichen und soweit dies technisch méglich und wirtschaftlich realisierbar ist, auch fiir
bidirektionales Laden geeignet sind. Die Ladepunkte sind auf der Grundlage nichtproprietirer und
diskriminierungsfreier Kommunikationsprotokolle und Standards auf interoperable Weise zu betreiben
und haben dem Stand der Technik zu entsprechen.*

9. § 6la Abs. 2 lautet:

»(2) § 6 Abs. 3a bis 3f dienen der Umsetzung des Art. 14 der Richtlinie (EU) 2024/1275 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. April 2024 {iber die Gesamtenergieeffizienz von
Gebduden, ABIL. L vom 8. Mai 2024.“

Artikel IV
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Artikel V
Ubergangsbestimmungen

Fiir alle zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhédngigen Verfahren gelten die bisherigen
Bestimmungen.

Der Landeshauptmann: Der Landesamtsdirektor:

Ludwig Griebler
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	11. In § 2 Abs. 1 werden nach der Z 27 die folgenden Z 27a und Z 27b eingefügt:
	12. § 2 Abs. 1 Z 28 lautet:
	13. § 2 Abs. 1 Z 31 lautet:
	14. In § 2 Abs. 1 wird nach der Z 31 die folgende Z 31a eingefügt:
	15. § 2 Abs. 1 Z 34 lautet:
	16. In § 2 Abs. 1 wird nach der Z 34 die folgende Z 34a eingefügt:
	17. In § 2 Abs. 1 wird nach der Z 37 die folgende Z 37a eingefügt:
	18. In § 2 Abs. 1 wird nach der Z 43 die folgende Z 43a eingefügt:
	19. In § 2 Abs. 1 Z 53 wird nach dem Wort „Nutzwärme“ die Wortfolge „für in Anhang I der Richtlinie (EU) 2024/1275 aufgeführte Nutzungszwecke“ eingefügt und in der lit. c die Wortfolge „Wasser- und Erdwärmequelle“ durch die Wortfolge „Wasser- oder Erd...
	20. Die Überschrift zu Abschnitt 4a lautet:

	„4a. Abschnitt
	Energieeffizienzanforderungen nach der Richtlinie (EU) 2024/1275“
	21. § 14a Abs. 1 und Abs. 2 lauten:
	22. § 14a Abs. 3 erster Satz lautet:
	23. § 14b Abs. 1 lautet:
	24. In § 14b werden nach dem Abs. 1 die folgenden Abs. 1a bis Abs. 1c eingefügt:
	25. In § 14b Abs. 2 Z 3 wird der abschließende Punkt durch das Wort „und“ ersetzt und nach der Z 3 die folgende Z 4 angefügt:
	26. In § 14b wird nach dem Abs. 2 der folgende Abs. 2a eingefügt:
	27. § 14b Abs. 4 lautet:
	28. In § 14b entfällt Abs. 5 und nach dem Abs. 4 werden die folgenden Abs. 5 bis Abs. 9 angefügt:
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	30. § 23a lautet:
	31. Die Überschrift zu § 27 lautet:
	32. In § 27 wird nach dem Abs. 2 der folgende Abs. 2a eingefügt:
	33. In § 28 Abs. 3 wird die Wortfolge „Die Überprüfung von Feuerungsanlagen“ durch die Wortfolge „Die Inspektion gebäudetechnischer Systeme und die Überprüfung von Feuerungsanlagen“ ersetzt.
	34. In § 30 Abs. 7 wird der Verweis auf „§ 31a“ durch den Verweis auf „§ 23a“ ersetzt.
	35. § 31a samt Überschrift entfällt.
	36. § 34 Abs. 1 Z 3 lautet:
	37. In § 36 wird in der Z 10 der abschließende Punkt durch einen Beistrich ersetzt und nach der Z 10 die folgende Z 11 angefügt:
	38. Die Anlage 3 erhält die Fassung laut der Anlage zu diesem Gesetz. Die Bezeichnung der Anlage 3 im Inhaltsverzeichnis lautet:
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